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1. Die unrechtmäßige Bewilligung von laufenden Kinder- 
beihilfen 

Es erhalten im Deutſchen Reich annähernd 1 500 000 
Familien mit ungefähr 5750000 Kindern laufende 
und erweiterte laufende Kinderbeihilfen. 
Die Bearbeitung einer ſo großen Anzahl von Fällen macht 
es unvermeidbar, daß Fehler vorkommen und laufende und 
erweiterte laufende Kinderbeihilfen unrechtmäßig be⸗ 
willigt werden. 

Die Bewilligung der laufenden und erweiterten laufen⸗ 
den Kinderbeihilfen iſt unrechtmäßig: 


1. wenn eine Vora 18. etzung für die Gewährung von 
laufenden Kinderbeihilfen nicht erfüllt iſt; 
Beiſpiel: 

Es ſind Kinderbeihilfen bewilligt worden, obwohl die 
Eltern und die Kinder nicht Deutſchen oder artverwandten 
Blutes ſind. 
2. wenn Kinder mitgezählt worden find, deren Mitzäh⸗ 
lung unzuläſſig iſt; 
Beiſpiel: 
Es iſt ein über ſechzehn Jahre altes Kind mitgezählt 
worden, das ſich zwar in der Berufsausbildung befindet, 
jedoch mehr als vierzig Reichsmark monatlich verdient. 


wenn die kinderreiche Familie § 17 Abſatz 3 der Sechſten 
(Siebenten) RZVWDB gemäß nicht beihilfebe⸗ 
rechtigt iſt, oder wenn die Einſchränkungen 
des 817 Abſatz 4 nicht beachtet ſind. 
Beiſpiel: 
Ein Arbeiter in einem öffentlichen Betrieb, der zu 
ſeinem Lohn Kinderzuſchläge erhält, hat laufende und er⸗ 


S 


9. Die Vorausſetzungen für die Haftung 
a) Schaden, 
b) Verſchulden, 
c) Urſächlicher Zuſammenhang, 
10. Haftung als Geſamtſchuldner, 
11. Die Niederſchlagung 8 54 RH O gemäß, 
12. Die Vorausſetzungen der Niederſchlagung 
a) Einziehbarkeit der Forderung, 
b) Die Einziehung eine beſondere Härte, 
13. Die Praxis der Niederſchlagung. 


weiterte laufende Kinderbeihilfen entgegen der Beſtimmung 
des § 17 Abſatz 4 der Sechſten (Siebenten) KF VDB erhalten. 


a) Völlige und teilweiſe Unrechtmäßigkeit 
Die Bewilligung kann in vollem Umfang oder 
nur teilweiſe unrechtmäßig fein. Sie iſt in ihrem vollen 
Umfang unrechtmäßig, wenn Beihilfen überhaupt 
nicht bewilligt werden durften; fie iſt teilweiſe unrecht⸗ 
mäßig, wenn Beihilfen in der tatſächlich gezahlten Höhe 
nicht feſtgeſetzt werden durften. 
Beiſpiele: 


A. Einem Reichsbahnbeamten mit vier Kindern, der Kinder⸗ 
zuſchläge nach den beſoldungsrechtlichen Vorſchriften erhält, ſind 
erweiterte laufende Kinderbeihilfen für das dritte und für das 
vierte Kind bewilligt worden. Die Bewilligung widerſpricht 
der Beſtimmung des § 17 Abſatz 3 der Sechſten (Sieberten) 
KFVSDB und iſt in vollem Umfang unrechtmäßig. 

. Einem Bäckermeiſter mit ſechs Kindern, der nur Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb hat, ſind laufende Kinderbeihilfen für das 
fünfte und ſechſte Kind und erweiterte laufende Kinderbeihilfen 
für das dritte und für jedes weitere Kind bewilligt worden. 
Die Bewilligung der laufenden Kinderbeihilfen iſt rechtmäßig, 
die Bewilligung der erweiterten laufenden Kinderbeihilfen 
widerſpricht dem § 14 der Sechſten (Siebenten) KFV DB und iſt 
unrechtmäßig. 


b) Urſprüngliche und nachträgliche Unrecht ⸗ 
mäßigkeit 
Die Bewilligung der Kinderbeihilfen kann von An- 
fang an fehlerhaft fein, oder fie kann erſtſpäter fehler- 
haft und unrechtmäßig werden. Eine urſprünglich 
rechtmäßige Bewilligung verliert nachträglich ganz 
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oder teilweiſe ihre Rechtmäßigkeit, wenn eine Vorausſetzung 

nach der Bewilligung wegfällt, die Zahl der mitzuzählen⸗ 

den Kinder ſich verringert oder der Ernährer der 

Familie nach der Bewilligung in den Perſonenkreis eintritt, 

der Kinderbeihilfen § 17 Abſatz 3 der Sechſten (Siebenten) 

KVB gemäß nicht oder 8 17 Abſatz 4 der Sechſten 

(Siebenten) KFV gemäß nur in eingeſchränktem 

Umfang erhalten kann. 

Beiſpiel: 

Am 1. April 1940 gehörten zu einer Familie ſechs beihilfe⸗ 
berechtigte Kinder. Ein Kind ſtirbt im Juni. Das Finanzamt 
zahlt in Unkenntnis des Todesfalls die Beihilfen für dieſes 
Kind nach dem Tod weiter. Die Bewilligung für das geſtorbene 
Kind iſt urſprünglich rechtmäßig geweſen und wird durch den 
Tod unrechtmäßig. 

Der Zeitpunkt, ab dem eine urſprünglich recht⸗ 
mäßige Bewilligung unrechtmäßig wird, muß in jedem Fall 
feſtgeſtellt werden. Es iſt dabei zu beachten, daß das Er⸗ 
eignis, das die Unrechtmäßigkeit der Bewilligung zur 
Folge hat, in den meiſten Fällen nicht mit dem Zeitpunkt 
zuſammenfällt, ab dem die Bewilligung N wird. 
§ 18 Abſatz 2 Satz 2 der Sechſten (Siebenten) KFB ge⸗ 
mäß werden die Kinderbeihilfen letztmalig für den 
Monat gewährt, in dem letztmalig alle Voraus- 
ſetzungen vorhanden geweſen ſind. 

Beiſpiel: 

Das ſechſte Kind eines Beihilfeempfängers ſtirbt am 
10. Juni. Die Bewilligung der Kinderbeihilfe für dieſes Kind 
wird ab dem 1. Juli unrechtmäßig. 

Eine oft nicht beachtete Aus nahme von 818 Abſatz 2 
Satz 2 hat der Reichsminiſter der Finanzen in Ziffer 11 des 
Erlaſſes vom 13. März 1938 H 2079 — 850 II zugelaſſen. 
Die Kinderbeihilfen für ein über ſechzehn Jahre altes Kind, 
das ſich in der Berufsausbildung befindet, fallen 
erſt mit Ablauf des Monats weg, der auf den Monat 
folgt, in dem das eigene Einkommen des Kindes zum 
erſtenmal vierzig Reichsmark erreicht oder über⸗ 
ſchritten hat. 8 

Es wird in der Regel ohne weiteres möglich ſein, den 
Zeitpunkt des Wegfalls der Rechtmäßigkeit der Bewilligung 
feſtzuſtellen. Unſicherheit beſteht erfahrungsgemäß: 
1. wenn ein Beihilfeempfänger in das Beamtenver⸗ 

hältnis berufen wird und mit Wirkung ab einem 
früheren Zeitpunkt in eine Planſtelle einge⸗ 
wieſen wird; 

2. wenn ein Betrieb mit rückwirkender Kraft zu 
einem öffentlichen Betrieb erklärt wird; 

3. wenn die Tätigkeit von Gefolgſchaftsmitgliedern in 
einem öffentlichen Betrieb, die bisher Kinderzu⸗ 
ſchläge nicht erhalten haben, mit rückwirkender 
Kraft tariflich neu geregelt oder durch Schieds⸗ 
ſpruch neu eingeſtuft wird, jo daß die Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglieder nun Kinderzuſchläge erhalten. 


Regelmäßig werden in dieſen Fällen Kinderzuſchläge 
nachgezahlt. Die Bewilligung der Kinderbeihilfen wird 
jedoch nicht ab dem Zeitpunkt unrechtmäßig, ab dem der 
Einweiſung in die Planſtelle oder der Erklärung 
zum öffentlichen Betrieb oder der tariflichen 
Neuregelung oder Einſtufung Wirkſamkeit bei⸗ 
gelegt iſt. Der Eintritt der Unrechtmäßigkeit beſtimmt 
ſich ausſchließlich nach der Zeit der bezeichneten Ereigniſſe 
unter Berückſichtigung der Vorſchriften des § 18 Abſatz 2 
Satz 3 der Sechſten (Siebenten) KFVDB. Iſt der Beihilfe 
empfänger mindeſtens die Hälfte des Monats, in dem die 
Ernennungsurkunde zum Beamten ausgehändigt worden iſt 
oder der Beſchluß über die Erklärung zum öffentlichen Be⸗ 
trieb oder über die tarifliche Neuregelung wirkſam ergangen 
iſt oder der Schiedsſpruch gefällt iſt, bei einer öffentlichen 
Verwaltung beſchäftigt geweſen, ſo wird die Bewilligung ab 
dem Anfang dieſes Monats unrechtmäßig. In allen 
anderen Fällen wird fie erſt ab dem folgenden Monat 
unrechtmäßig. 

Beiſpiel: 
Der kinderreiche Familienvater wird am 18. Mai durch 
Aushändigung der Ernennungsurkunde in das Beamtenver⸗ 


hältnis berufen. Er war bisher nicht bei einer öffentlichen 
Verwaltung beſchäftigt. Die Bewilligung der laufenden und 
erweiterten laufenden Kinderbeihilfen wird ab dem 1. Juni 
unrechtmäßig. 

War der kinderreiche Familienvater ſchon bisher in einer 
öffentlichen Verwaltung beſchäftigt und wird er am 18. Mai 
unter Berufung in das Beamtenverhältnis mit Wirkung ab 
dem 1. März in eine Planſtelle eingewieſen, ſo wird die Be⸗ 
willigung der bisher gewährten erweiterten laufenden Kinder⸗ 
beihilfen § 18 Abſatz 2 Satz 8 der Sechſten (Siebenten) KF VDW 
gemäß ſchon ab dem 1. Mai unrechtmäßig, weil der Beihilfe⸗ 
empfänger mehr als die Hälfte des Monats Mai bei einer 
öffentlichen Verwaltung beſchäftigt war. 


2. Überzahlung laufender Kinderbeihilfen 


Die Unrechtmäßigkeit einer Bewilligung von laufenden 
und erweiterten laufenden Kinderbeihilfen hat in der Regel 
zur Folge, daß dem Beihilfeempfänger mehr gezahlt 
wird, als ihm zuſteht. Die Zahlungen auf Grund einer un⸗ 
rechtmäßigen Bewilligung werden kurz als Überzah⸗ 
lungen bezeichnet. Jede Überzahlung ſtellt eine Schädi⸗ 
gung des Reichs vermögens dar. Wird feſtgeſtellt, 
daß Kinderbeihilfen zu Unrecht gezahlt worden ſind und daß 
dadurch ein Schaden für das Reich eingetreten iſt, ſo iſt zu 
prüfen, ob und inwieweit es möglich iſt, dieſen Schaden zu 
beſeitigen. Der Schaden iſt beſeitigt, wenn die zu 
Unrecht gezahlten Beträge dem Reich wieder zufließen. Das 
kann nur geſchehen, wenn das Reich die überzahlten Bei⸗ 
hilfen von dem Beihilfeempfänger zurück⸗ 
e eee ee e e ee 
Schadenserſatz fordern kann. 


3. Die Anrechnung überzahlter Kinderbeihilfen 

821 Abſatz 2 Satz 1 der Sechſten (Siebenten) KF VDB 
gemäß ſind laufende Kinderbeihilfen, die zu Unrecht gewährt 
worden find, auf ſpäter fällig werdende laufende Kinderbei⸗ 
hilfen anzurechnen. Der überzahlte Betrag wird von 
den künftig auszuzahlenden laufenden und erweiterten 
laufenden Kinderbeihilfen ſo lange abgezogen, bis die 
Überzahlung eingebracht iſt. Die Anrechnung kommt 
in ihrer Wirkung der Aufrechnung gleich. Rechtlich 
unterſcheidet ſie ſich jedoch von der Aufrechnung. Die An⸗ 
rechnung ſetzt lediglich voraus, daß der Empfänger der 
Überzahlung noch weiterhin laufende und erweiterte 
laufende Kinderbeihilfen erhalten kann. Sie iſt auch dann 
zuläſſig, wenn der Beihilfeempfänger die überzahlten Be⸗ 
träge ausgegeben hat und nicht mehr bereichert 
iſt. Es iſt für die Anrechnung ebenfalls bedeutungslos, ob 
der Empfänger den Mangel des rechtlichen 
Grundes für die Überzahlungen gekannt, oder ob er die 
Kinderbeihilfen in dem guten Glauben in Empfang 
genommen hat, daß ſie ihm von Rechts wegen zuſtehen. Die 
Anrechnung iſt ſelbſt dann durchzuführen, wenn dem 
Finanzamt bei der Bewilligung der Kinderbeihilfen ein 
grobes Verſehen unterlaufen iſt. Der Anrechnung 
ſteht das Verbot der Pfändung und Abtretung 
des Anſpruchs auf Auszahlung der laufenden Kinderbei⸗ 
hilfen nicht entgegen. 

Die Anrechnung bedeutet für den betroffenen Beihilfe⸗ 
empfänger in ſehr vielen Fällen den völligen Weg⸗ 
fall der bisherigen Einnahmen aus den laufenden Kinder⸗ 
beihilfen. Während der Zeit der Anrechnung können ſich 
daraus insbeſondere bei großen Familien Härten er⸗ 
geben. Die Finanzämter können ſolche Härten dadurch ver⸗ 
meiden, daß ſie die Anrechnung in kleineren Raten 
durchführen. Es verbleibt dadurch den kinderreichen Familien 
laufend wenigſtens ein Teil der weiterhin zu gewährenden 
laufenden und erweiterten laufenden Kinderbeihilfen. 
Beifpiel: 

Dem Arbeiter A mit acht mitzuzählenden Kindern find im 
Anfang des Rechnungsjahres laufende und erweiterte laufende 
Kinderbeihilfen im Betrag von monatlich 100 Reichsmark be⸗ 
willigt worden. Am 10. Mai ſcheidet ein Kind aus der Familie 
aus. Es iſt ab dem 1. Junt nicht mehr mitzuzählen. Das 
en erfährt davon erſt im Januar des nächſten Jahres. 

ie laufenden und erweiterten laufenden Kinderbeihilfen ſind 

für die Monate Juni bis Dezember (ſieben Monate) für das 
ausgeſchiedene Kind im Betrag von zwanzig Reichsmark 
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monatlich zu Unrecht gezahlt worden. Überzahlt ſind insgeſamt 
140 Reichsmark. Dieſer Betrag iſt auf die künftig fällig 
werdenden Kinderbeihilfen von monatlich achtzig Reichsmark 
anzurechnen. Die Anrechnung von achtzig Reichsmark im März 
und ſechzig Reichsmark im April würde der Familie die Ein⸗ 
nahmen aus den Kinderbeihilfen in einem Monat völlig und 
im zweiten Monat bis auf einen kleinen Reſt nehmen. Die 
Familie würde dadurch wahrſcheinlich in eine wirtſchaftliche 
Notlage gebracht werden. Die Anrechnung in dieſer Form be⸗ 
deutet eine große Härte. Das Finanzamt wird deshalb die 
Anrechnung in kleineren Teilbeträgen — etwa zwanzig Reichs⸗ 
mark — vornehmen und dadurch den Einnahmeausfall für die 
Familie auf mehrere Monate verteilen. 


4. Die Ermächtigung, von der Anrechnung abzuſehen 

821 Abſatz 2 Satz 2 der Sechſten (Siebenten) KVD 
gibt dem Reichsminiſter der Finanzen das Recht, von der 
Anrechnung abzuſehen, wenn die Auszahlung 
nicht durch falſche Angaben des Beihilfeempfängers 
oder durch Verletzung der dem Beihilfeempfänger § 23 
gemäß obliegenden Anzeigepflichten vorſätzlich 
herbeigeführt worden iſt und die Anrechnung eine beſon⸗ 
dere Härte bedeuten würde. Der Reichsminiſter der 
Finanzen hat 8 21 Abſatz 2 Satz 3 gemäß dieſe Befugnis auf 
die Oberfinanzpräſidenten übertragen. 

Trifft den Beihilfeempfänger ein Verſchulden an 
der Überzahlung nicht oder iſt ſein Verſchulden milde zu 
beurteilen, jo wird von der Anrechnung Abſtand genom— 
men, wenn die Anrechnung eine beſondere Härte be⸗ 
deuten würde. Eine beſondere Härte iſt beiſpielsweiſe an⸗ 
zunehmen, wenn die Familie ſehr groß iſt, wenn die 
Einkünfte im Verhältnis zur Anzahl der Familienmit⸗ 
glieder ſehr klein ſind oder wenn eine beſondere 
wirtſchaftliche Belaſtung durch Krankheit in der 
Familie, durch Ausbildung mehrerer Kinder oder durch hohe 
Abzahlungen auf ein Eigenheim feſtgeſtellt werden kann. 

Die Anrechnung ſetzt begrifflich voraus, daß Kinderbei⸗ 
hilfen auch künftig an den Beihilfeempfänger zu zahlen 
ſind. Das Intereſſe der kinderreichen Familie gebietet eine 
möglichſt ſofortige Bereinigung der durch die 
Überzahlung entſtandenen Rechtslage. Der Reichsminiſter 
der Finanzen hat ſich deshalb auf den Standpunkt geſtellt, 
daß die Möglichkeit der Anrechnung bei Feſtſtel⸗ 
lung der Überzahlung oder doch in nächſter Zeit mit 
Sicherheit feſtſtehen muß. Erhält der Empfänger 
der zu Unrecht gewährten Kinderbeihilfen im Zeitpunkt der 
Feſtſtellung der Überzahlung Kinderbeihilfen nicht mehr 
und iſt nur mit der entfernten Möglichkeit zu 
rechnen, daß er ſpäter einmal wieder Kinderbeihilfen erhalten 
wird, fo iſt zu unterſtellen, daß die Anrechnung end- 
gültig nicht möglich iſt. Die Überwachung von 
Fällen, in denen die Anrechnung nicht alsbald durchgeführt 
werden kann, würde die Finanzämter vor eine ſchwer lös— 
bare Aufgabe ſtellen. 

Beifpiel: 

Laufende und erweiterte laufende Kinderbeihilfen ſind be⸗ 
willigt worden, obwohl ein Elternteil mit fünf Jahren Ehren⸗ 
rechtsverluſt beſtraft worden tft. Zu Beginn des neuen Rech⸗ 
nungsjahres wird dieſer Fehler erkannt. Es wird zugleich feſt⸗ 
geſtellt, daß der Ehrenrechtsberluſt noch vier Jahre laufen wird. 
Laufende und erweiterte laufende Kinderbeihilfen durften § 13 
Abſatz 1 Ziffer 3 der Sechſten (Siebenten) Köche gemäß bis 
zum Ablauf des Ehrenrechtsverluſtes nicht gezahlt werden. Ob 
die Kinderbeihilfen nach dem vorausſichtlichen Ablauf des 
Ehrenrechtsverluſtes in vier Jahren wieder bewilligt werden 
können, iſt völlig ungewiß. Der Ablauf des Ehrenrechts⸗ 
berluſtes kann durch weitere Strafen gehemmt werden, die 
Familie kann eine Entwicklung nehmen, die ſie in vier Jahren 
als aſozial und nicht förderungswürdig erſcheinen läßt, oder es 
können Kinder ſterben, ſo daß die erforderliche Anzahl von 
Kindern nicht mehr vorhanden iſt. Es iſt deshalb zu unter⸗ 
ſtellen, daß die Anrechnung endgültig unmöglich iſt. 

Hat der Beihilfeempfänger bewußt falſche An⸗ 
gaben in ſeinem Antrag oder auf ſpätere Rückfragen des 
Finanzamts gemach oder bewußt ſeine Anzeige 
pflichten über Veränderungen in ſeiner Familie oder 
über die Aufnahme einer Beſchäftigung bei einer öffent⸗ 
lichen Verwaltung oder in einem öffentlichen Betrieb ver ⸗ 
letzt, um dadurch die Auszahlung eines größeren Be⸗ 


trags an Kinderbeihilfen oder die Weiter zahlung 
der Kinderbeihilfen zu erreichen, ſo muß die Anrechnug 
durchgeführt werden. Vorſatz in dieſem Sinn iſt nur 
dann anzunehmen, wenn der Beihilfeempfänger ſich der 
Tragweite ſeiner unrichtigen Erklärung oder der 
Folgen der unterlaſſenen Anzeige bewußt geweſen iſt 
und trotz dieſer Erkenntnis die falſchen Angaben gemacht 
und die vorgeſchriebene Anzeige unterlaſſen hat. Dabei 
können die Erkenntnis⸗ und Urteilsfähigkeit 
der Beihilfeempfänger nicht in jedem Fall mit gleichem 
Maßſtab gemeſſen werden. Es darf nicht überſehen werden, 
daß ein ſehr großer Teil der Beihilfeempfänger im ſchrift⸗ 
lichen Ausdruck ungewandt und in Rechtsdingen un⸗ 
erfahren iſt. 


5. Die Zurückforderung überzahlter Kinderbeihilfen 

Kann die Überzahlung nicht durch Anrechnung aus⸗ 
geglichen werden, ſo hat das Finanzamt zu entſcheiden, ob 
die zu Unrecht gezahlten Kinderbeihilfen von dem Emp⸗ 
fänger zurückgefordert werden können. Die 
Finanzämter ſind geneigt, eine Pflicht zur Rück⸗ 
zahlung überzahlter Kinderbeihilfen in ſehr weitem Um⸗ 
fang anzunehmen. Sie verſuchen auch in zweifel⸗ 
haften Fällen, den Empfänger der überzahlten Kinder: 
beihilfen zu einer freiwilligen Zurückzahlung zu ver⸗ 
anlaſſen. So wenig gegen die Zurückforderung einzuwenden 
iſt, wenn eine Rückzahlungspflicht beſteht, jo bedenklich 
iſt es, die Rückzahlung mit der Autorität der Behörde be⸗ 
ſonders bei rechts unkundigen Volksgenoſſen durch 
zuſetzen, wenn die Forderung rechtlich nicht begründet 
iſt. Das Reich muß ſich an das von ihm geſetzte Recht halten 
und darf eine Leiſtung nur verlangen, wenn ſie ihm nach 
dem geltenden Recht zuſteht. 

Die Sechſte (Siebente) AFVBDB enthält außer der 
Regelung der Anrechnung im § 21 Abſatz 2 keine Beſtim⸗ 
mungen darüber, in welchen Fällen überzahlte laufende und 
erweiterte laufende Kinderbeihilfen zurückgefordert 
werden können. 825 Abſatz 2 beſagt nur, daß der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen von der Wiedereinziehung 
laufender Kinderbeihilfen, die auf Grund der Dritten 
KFBDB zu Unrecht gewährt worden find, dann abſehen 
kann, wenn die Gewährung der Kinderbeihilfen nicht 
durch eine vorſätzlich begangene ſtrafbare 
Handlung herbeigeführt worden iſt. 825 Abſatz 2 geht 
nicht auf die Frage ein, in welchen Fällen die Wieder⸗ 
einziehung möglich iſt. Er beſchränkt ſich außerdem 
in ſeiner Anwendung nur auf laufende Kinderbeihilfen, die 
auf Grund der Dritten AFVWDB gewährt worden ſind. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat im Abſchnitt 5 des 
Erlaſſes vom 15. Juni 1936 H 2079 — 10 II ausgeführt, daß 
für die Zurückforderung überzahlter laufender 
Kinderbeihilfen die bürgerlich⸗ rechtlichen Vor⸗ 
ſchriften gelten. 5 

Vertragliche Beziehungen werden durch die Be⸗ 
willigung von laufenden und erweiterten laufenden Kinder⸗ 
beihilfen zwiſchen dem Reich und dem Beihilfeempfänger 
nicht begründet. Die Zurückforderung überzahlter 
Kinderbeihilfen kann infolgedeſſen nur begründet fein, 
wenn dem Reich gegen den Beihilfeempfänger ein An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz wegen einer un⸗ 
erlaubten Handlung ($$ 823, 826 BGB) oder auf 
Herausgabe einer ungerecht fertigten Be⸗ 
reicherung (88 812 und folgende BGB) zuſteht. 


6. Die Zurückforderung auf Grund eines Schadenserſatz— 
anſpruchs 

Ein Schadenserſatzanſpruch nach 88 823 und 
826 BGB wird regelmäßig nur gegeben ſein, wenn der Bei⸗ 
hilfeempfänger die Gewährung der laufenden und erweiter⸗ 
ten laufenden Kinderbeihilfen durch betrügeriſche 
Handlungen beiſpielsweiſe durch bewußt falſche Er⸗ 
klärungen zur Irreführung des Finanzamts, er] chlichen 
hat. Eine unerlaubte Handlung iſt auch darin zu erblicken, 
daß der Beihilfeempfänger bewußt die ihm bekannten 
Anzeigepflichten des 823 der Sechſten (Siebenten) 
KFB zu dem Zweck verletzt, dadurch das Finanzamt 
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zur Weiterzahlung der Kinderbeihilfen in der bis⸗ 
herigen Höhe zu veranlaſſen und dem Wegfall der Kinder⸗ 
beihilfen zunächſt aus dem Wege zu gehen. 

Überzahlungen, die durch ſolche betrügeriſchen 
Handlungen verurſacht werden, ſtellen eine Schädigung 
des Reichs dar. Der Schaden deckt ſich mit der Summe 
der überzahlten Kinderbeihilfen. Der Beihilfeempfänger hat 
11 Schaden 8823 Abſatz 2 oder 8826 BGB gemäß zu 
erſetzen. 

Die Schadenserſatzforderung des Reichs iſt 
mit der gebotenen Beſtimmtheit zu verfolgen. Es iſt jedoch 
unzuläſſig, dieſe Schadenserſatzforderung wie 
Steuer forderungen nach den Vorſchriften der 
Reichsabgabenordnung beizutreiben. Dazu fehlt die 
Rechtsgrundlage. Wenn der Beihilfeempfäager nicht frei⸗ 
willig Schadenserſatz leiſtet, ſo muß ein vollſtreck⸗ 
barer Titel vor den Zivilgerichten erwirkt wer⸗ 
den. Zur Klageerhebung iſt die Zuſtimmung des Ober- 
finanzpräſidenten erforderlich. Bevor jedoch das Finanzamt 
den Vorſchlag macht, die Klage gegen den Beihilfeempfänger 
vor den Zivilgerichten zu erheben, hat es zu prüfen, ob eine 
ſpätere Zwangsvollſtreckung Ausſicht auf Er⸗ 
folg verſpricht. Iſt die Schadenserſatzforderung des Reichs 
wegen der wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Beihilfeempfän⸗ 
gers oder aus anderen Gründen (z. B. Tod, Auswanderung) 
nachweislich dauernd nicht einziehbar, fo hat 
der Oberfinanzpräſident davon abzuſehen, den An⸗ 
ſpruch weiter zu verfolgen. Wenn die Schadens- 
erfaßforderung nur vorübergehend nicht ein» 
ziehbar iſt, jo können bei Beträgen bis zu 300 Reichs⸗ 
mark das Finanzamt und bei Beträgen bis zu 3 000 Reichs⸗ 
mark der Oberfinanzpräſident von der weiteren Verfolgung 
des Anſpruchs einſtweilen abſehen. Bei größeren Be⸗ 
trägen iſt der Reichsminiſter der Finanzen zuſtändig. 

Das Finanzamt hat die Entwicklung der wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe des Beihilfeempfängers in dieſem letzten 
Fall an Hand einer Liſte zu überwachen, damit bei 
Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage des Beihilfeempfängers 
die Verfolgung des Anſpruchs ſofort wieder auf⸗ 
genommen werden kann (§ 67 der Wirtſchaftsbeſtim⸗ 
mungen für die Reichsbehörden vom 11. Februar 1929 
RWB! und die zu 8 67 ergangenen Vollzugsbeſtimmungen 
für den Geſchäftsbereich der Reichsfinanzverwaltung 
VB RWB] vom 30. September 1929). Bei der überwachung 
und der ſpäteren Weiterverfolgung des Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs iſt zu beachten, daß der Schadenserſatzanſpruch 
§ 852 BGB gemäß in drei Jahren ab dem Zeitpunkt, 
in dem das Reich von dem Schaden und von der Perſon 
des Erſatzpflichtigen Kenntnis erlangt, verjährt. 


7. Die Zurückforderung auf Grund eines Auſpruchs auf 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 


In allen Fällen, in denen eine Anrechnung nicht 
möglich iſt und ein Schadenserſatzanſpruch nicht beſteht, hat 
das Finanzamt zu prüfen, ob der Beihilfeempfänger auf 
Grund der Vorſchriften über die Herausgabe ei ner 
un gerechtfertigten Bereicherung zur Rück⸗ 
zahlung der überzahlten Kinderbeihilfen verpflichtet iſt. 

Ein Herausgabeanſpruch nach §§ 812 und folgende 
BOB wird nur in ſehr wenigen Fällen gegeben ſein. § 818 
Abſatz 3 BGB gemäß iſt die Verpflichtung zur Herausgabe 
oder zum Erſatz des Wertes der Leiſtung ausgeſchloſſen, 
ſoweit der Empfänger nicht mehr bereichert iſt und 
die Beihilfen gutgläubig empfangen hat. 

Kinderreiche Familien erhalten die laufenden und er— 
weiterten laufenden Kinderbeihilfen monatlich in barem 
Geld. Die Beihilfen ſollen dazu dienen, den Kindern ein 
ausreichendes und kräftiges Eſſen zu bereiten 
und kleinere Anſchaffungen an Kleidung und 
Gegenſtänden des täglichen Bedarfs für die Familie vor⸗ 
zunehmen. Das Geld wird in der Regel ſofort ver⸗ 
braucht. Die Einkommensverhältniſſe der meiſten Bei⸗ 
hilfeempfänger liegen derart, daß Erſparniſſe oder 
größere Anſchaffungen von bleibendem Wert von 
den Kinderbeihilfen nicht gemacht werden können. Stellt 
ſich heraus, daß Kinderbeihilfen zu Unrecht gezahlt worden 


ſind, ſo iſt die Behauptung der Beihilfeempfänger meiſtens 
nicht zu widerlegen, daß die zu Unrecht ausgezahlten, jedoch 
gutgläubig empfangenen Kinderbeihilfen verbraucht 
ſind. Eingehende Ermittlungen über die Verwendung 
der Kinderbeihilfen und über den Verbleib des Geldes 
führen im allgemeinen zu keinem greifbaren Erfolg und 
ſind deshalb in der Regel überflüſſig. 

Der Empfänger iſt gutgläubig, wenn er nicht 
gewußt hat, daß ihm die Kinderbeihilfen zu Unrecht ge- 
währt worden ſind. 


Beiſpiele: 

K. Ein kinderreicher Familienvater hat laufende und erweiterte 
laufende Kinderbeihilfen erhalten. Er iſt in einem öffentlichen 
Betrieb im Sinn des Geſetzes zur Ordnung der Arbeit in öffent⸗ 
lichen Verwaltungen und Betrieben vom 23. Marz 1933 
(RGBl. J S. 220) beſchäftigt. Er bezieht für feine Kinder 
Kinderzuſchläge. Der Beihilfeempfänger hat nicht gewußt, daß 
feine Arbeitsſtätte zu den öffentlichen Betrieben gehört. Gr 
hat die unter Nichtbeachtung des § 17 Abſatz 4 der Sechſten 
(Siebenten) KFWDB zu viel gezahlten laufenden Kinder: 
beihilfen gutgläubig empfangen. 

B. Die Witwe eines im Kriege gefallenen Arbeiters erhält zu 
ihrer Hinterbliebenenrente für die Kinder Kinderzuſchläge in 
gleicher Höhe wie ein Beamter. Sie hat die Kinderbeihilfen 
auch nach Empfang des Rentenbeſcheids weiterhin in Un⸗ 
kenntnis der Beſtimmungen des § 17 Abſatz 3 in Empfang ge⸗ 
nommen und in Unkenntnis der ihr nach § 28 obliegenden An⸗ 
zeigepflichten eine Anzeige an das Finanzamt nicht gemacht. 
Sie hat die Kinderbeihilfen ebenfalls gutgläubig empfangen. 

. Ein Beihilfeempfänger wird im Lauſe des Rechnungsjahrs in 
einem öffentlichen Betrieb angeſtellt und erhält Kinderzuſchläge 
wie ein Beamter. Er zeigt dies ſofort dem Finanzamt an. 
Das Finanzamt iſt irrtümlich der Auffaſſung, daß die Kinder⸗ 
beihilfen erſt ab dem nächſten Rechnungsjahr wegfallen und 
zahlt die Kinderbeihilfen weiter. Der Beihilfeempfänger nimmt 
an, daß das Finanzamt die geltenden Beſtimmungen kennt und 
richtig anwendet und daß ihm die Kinderbeihilfen zuſtehen. Er 
hat die Kinderbeihilfen gutgläubig empfangen. 

„Der Empfänger der Kinderbeihilfen iſt nicht gut⸗ 
gläubig, wenn ihm bei der Bewilligung oder beim Emp⸗ 
fang der laufenden und erweiterten laufenden Kinderbei⸗ 
hilfen bekannt geweſen iſt, daß ihm Kinderbeihilfen 
nicht zuſtehen. 

Beiſpiel: 

Ein Kind, für das bisher laufende und erweiterte laufende 
Kinderbeihilfen zu Recht gewährt worden ſind, ſtirbt im Mai. 
Der Vater nimmt noch im Juli und Auguſt die Kinderbeihilfen 
entgegen und zeigt den Tod des Kindes erſt Ende Auguſt dem 
Finanzamt an. Er gibt zu, gewußt zu haben, daß er für das 
verſtorbene Kind nach Ablauf des Monats Mai ein Anrecht auf 
Kinderbeihilfen nicht mehr habe. Er hat glaubhaft berfichert, 
die Anzeige nur infolge ſtarker beruflicher Beanſpruchung und 
infolge längerer Abweſenheit von ſeinem Wohnort nicht recht⸗ 
zeitig an das Finanzamt abgeſandt zu haben. Der Vater hat 
zwar nicht betrügeriſch gehandelt, er hat jedoch bei Empfang 
der Kinderbeihilfen für die Monate Juni und Juli den fehlen⸗ 
den Rechtsgrund für die Zahlungen gekannt. Er iſt nicht gut⸗ 
gläubig. 

Der gutgläubige und nicht mehr be- 
reicherte Empfänger von laufenden und erweiterten 
laufenden Kinderbeihilfen iſt zur Zurückzahlung der über⸗ 
zahlten Beträge weder rechtlich noch „moraliſch“ 
verpflichtet. Das Finanzamt darf an ihn die Forderung 
nach Zurückzahlung nicht ſtellen, weil eine S chuld 
micht beſteht. 

Der nicht gutgläubige Empfänger von laufenden und 
erweiterten laufenden Kinderbeihilfen hat die überzahlten 
Beträge auch dann zurückzuzahlen, wenn er nicht mehr 
bereichert iſt. § 819 BGB beſtimmt, daß der Empfänger 
einer Leiſtung, der den Mangel des rechtlichen Grundes 
beim Empfang der Leiſtung gekannt hat oder ihn ſpäter 
erfährt, vom Empfang oder von der Erlangung der Kennt⸗ 
nis an zur Herausgabe verpflichtet iſt, wie wenn der An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe zu dieſer Zeit rechtshängig 
geworden ſei. Der Beihilfeempfänger hat ab dem Tag, an 
dem er Kenntnis von der Unrechtmäßigkeit 
der Zahlungen erlangt hat, jedes Verſchulden zu 
vertreten. Er handelt ſchuldhaft, wenn er trotz der 
Kenntnis des mangelnden rechtlichen Grundes für die 
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Zahlungen das empfangene Geld für ſich oder für feine 
Familie ausgibt. Das Finanzamt kann von ihm die 
überzahlten Beträge zurückfordern. 

Für die Verfolgung von Anſprüchen aus $ 812 
und § 819 BGB gelten ebenfalls $ 67 RWB und die dazu 
ergangenen Vollzugsbeſtimmungen. Hinweis auf die Aus⸗ 
führungen über die Verfolgung des Schadenserſatzanſpruchs 
in Abſchnitt 6. 


8. Haftung der Beamten 


Kann der überzahlte Betrag von dem Beihilfe⸗ 
empfänger nicht wieder eingebracht werden, weil er 
zahlungsunfähig iſt oder weil ein An ſpruch 
gegen ihn nicht beſteht, ſo iſt zu prüfen, ob die Be⸗ 
amten, die die Bewilligung der Kinderbeihilfen verfügt 
oder die Auszahlung vorgenommen haben, auf Rück ⸗ 
zahlung der unrechtmäßig gewährten Kinderbeihilfen 
in Anſpruch genommen werden können. 

§ 23 des Deutſchen Beamtengeſetzes (DBG) vom 
26. Januar 1936 (RGBI I S. 39) gemäß hat ein Beamter 
dem Dienſtherrn, deſſen Aufgaben er wahrgenommen hat, 
den Schaden zu erſetzen, der durch eine ſchuld⸗ 
hafte Verletzung feiner Amtspflichten entitanden iſt. 
Es iſt oft die Frage geſtellt worden, ob im Rahmen des 
Rechts der Kinderbeihilfen 8 23 DBG angewendet werden 
könne. Es wird darauf hingewieſen, daß die Bewilligung 
und Auszahlung der Kinderbeihilfen Aufgabe der 
Finanzämter iſt, und daß Fehlentſcheidungen, die zu 
Überzahlungen der Kinderbeihilfen führen, von Steuer⸗ 
beamten getroffen werden. Es ſollen deshalb für die 
Frage der Schadenshaftung nicht die Beſtimmungen des 
§ 23 DBG, ſondern die Beſtimmungen des §S 23 AD 
maßgebend ſein. 

8 23 AO gemäß haftet ein Beamter oder Angeſtellter 
für Schäden, die aus einer im Beſteuerungsver⸗ 
fahren begangenen Amts- oder Dienſtpflichtverletzung 
entſtanden find, dem Dienſtherrn nur dann, wenn die Amts⸗ 
oder Dienſtpflichtverletzung mit einer im Weg des ge ⸗ 
richtlichen Strafverfahrens zu verhängenden 
öffentlichen Strafe bedroht iſt. § 23 AD gilt nur 
für Amts⸗ und Dienſtpflichtverletzungen, die im Beſteue⸗ 
rungs verfahren begangen find. Die Bewilligung 
und Auszahlung von laufenden und erweiterten laufenden 
Kinderbeihilfen hat grundſätzlich mit dem Beſteuerungs⸗ 
verfahren nichts zu tun. Nur wenn bei der Feſtſtel⸗ 
lung des Einkommens (§ 13 Abſatz 1 Ziffer 5), des 
Vermögens ($ 13 Abſatz 1 Ziffer 6) und der Zu⸗ 
ſammenſetzung des Einkommens (§ 14 Abſatz 1) 
Fehler gemacht werden und der Schaden ausſchließlich 
auf dieſen Fehlern beruht, kann § 23 AO angewendet 
werden. In allen anderen Fällen beſtimmt ſich die Haftung 
nach 8 23 DBG. 

Beiſpiele: 

A. Bei der Ermittlung über die Zuſammenſetzung der Einkünfte 
814 Abſatz 1 der Sechſten (Siebenten) KFV” gemäß hat ein 
Beamter Lohneinkünfte verſehentlich ohne Abzug der Wer⸗ 
bungskoſten angeſetzt. Die Lohneinkünfte erſcheinen dadurch 
höher als ein Drittel der geſamten Einkünfte. Bei richtigem 
Anſatz der Lohneinkünfte nach Abzug der Werbungskoſten 
hätten die Einkünfte aus Lohn nicht ein Drittel der geſamten 
Einkünfte betragen. Der Fehler liegt bei der Berechnung der 
Einkünfte. Auf Grund der fehlerhaften Berechnung der Ein⸗ 
künfte und ihrer Zuſammenſetzung kann der Beamte nur 
nach § 23 WO haftbar gemacht werden. 

3. Der Beihilfeempfänger zeigt am 20. Mai an, daß ein Kind, 
für das er bisher laufende und erweiterte laufende Kinder⸗ 
beihilfen erhalten hat, am 5. Mai geſtorben iſt. Der Beamte 
der Kinderbeihilfenſtelle des Finanzamts berſäumt es, ſofort 
die Einſtellung der Zahlungen für dieſes Kind ab dem Monat 
Juni zu veranlaſſen. Die Haftung des Beamten für die Über- 
zahlungen beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des § 23 DER. 


9. Die Vorausſetzungen für die Haftung 
Ein Beamter kann für überzahlte laufende Kinder— 
ehen § 23 DBG egemäß in Anſpruch genommen werden, 
enn: 


1. dem Reich ein Schaden erwachſen iſt, 
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2. der Beamte ſchuldhaft ſeine Dienſtpflichten ver⸗ 
letzt hat, 

3. die Dienſtpflichtverletzung urſächlich für den Schaden 
geweſen iſt. 


a) Der Schaden 

Das Reich hat einen Schaden, der zur Inanſpruch⸗ 
nahme eines Beamten führen kann, nur dann erlitten, wenn 
die überzahlten Beträge endgültig verloren find. 
Solange es möglich iſt, die überzahlten Kinderbeihilfen auf 
ſpäter fällig werdende Kinderbeihilfen anzurechnen, 
Schadenserſatz zu verlangen oder die zu Unrecht 
gezahlten Beträge auf Grund der Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung zurückzufordern, iſt ein Schaden 
noch nicht eingetreten. 

Der Schaden des Reichs deckt ſich regelmäßig mit dem 
Betrag der überzahlten Kinderbeihilfen, die von dem Bei⸗ 
hilfeempfänger nicht zurüdverlangt werden können. Die 
kleinen Nachteile, die ſich daraus ergeben, daß die zu Unrecht 
verausgabten Beträge für andere Zwecke zeitweilig 
nicht zur Verfügung geſtanden haben, können außer Be⸗ 
tracht bleiben. Die Überzahlungen ſind, gemeſſen an den 
Summen des Reichshaushalts, jo gering, daß fie auf die 
Haushaltführung des Reichs ohne jeden Einfluß ſind. 


b) Verſchulden 

Der Beamte haftet für dieſen Schaden nur, wenn er 
ihn durch eine ſchuldhafte Verletzung ſeiner Amtspflichten 
verurſacht hat. Der Grad des Verſchuldensz iſt 
für die Haftung belanglos. Leichte Fahrläſſigkeit 
genügt. 

An die Sorgfaltspflichten des Beamten werden 
ſehr große Anforderungen geſtellt. Es wird ins⸗ 
beſondere von ihm verlangt, daß er die für ſein Arbeits⸗ 
gebiet geltenden Geſetze, Verordnungen, Durchführungs⸗ 
beſtimmungen und RdF-Erlaffe kennt und richtig anwendet. 
Falſche Auslegung und unrichtige Anwen⸗ 
dung von geſetzlichen und ſonſtigen Rechtsbeſtimmungen, 
die ihrem Inhalt nach klar ſind, oder deren Tragweite durch 
Erlaſſe und Verfügungen der vorgeſetzten Dienſtſtellen ein 
gehend erläutert iſt, ſind als ſchuldhafte Ver 
letzungen der Amtspflichten anzuſehen. Starke 
Arbeitsbelaſtung und mangelnde Einarbet- 
tung auf einem neuen Arbeitsplatz find keine Schuld 
ausſchließungsgründe. Sie können nur bei der 
Frage berückſichtigt werden, ob von dem Recht der In- 
anſpruchnahme des Beamten Gebrauch gemacht werden ſoll. 

Das Verſchulden eines Beamten wird nicht dadurch be⸗ 
ſeitigt, daß ein anderer Beamter denſelben Fehler 
gemacht hat. Es iſt insbeſondere nicht möglich, daß der Be⸗ 
amte ſich zu ſeiner Entlaſtung auf die erprobte und als 
zuverläſſig erwieſene Arbeit eines Mita r bebe rs 
verläßt und die eigene Prüfung unterläßt. Die Organi⸗ 
ſation der Reichsfinanzverwaltung läßt bei Verfügungen 
und Entſcheidungen im allgemeinen mindeſtens zwei Be⸗ 
amte mitwirken. Jeder Bearbeiter, der unter eine Ver⸗ 
fügung ſein Namenszeichen ſetzt, übernimmt damit die 
Verantwortung für deren Richtigkeit. Er kann die 
Verantwortung nicht mit dem Hinweis ablehnen, daß er 
keine Zeit zur Prüfung gehabt habe, oder daß er ſich 
erfahrungsgemäß auf die gute Arbeit des anderen mit⸗ 
zeichnenden Beamten habe verlaſſen können. Solche Ein⸗ 
wendungen ſind nicht geeignet, den Beamten von ſeiner 
Haftung zu befreien. 


c) Urſächlicher Zuſammenhang 

Die ſchuldhafte Verletzung der Amtspflichten muß 
ur ſächlich für den eingetretenen Schaden geweſen ſein. 
Wäre der Schaden auch ohne die Amtspflichtverletzung 
entſtanden, ſo iſt dieſe nicht urſächlich für den Schaden. 
Hat das Reich den Schaden durch eigene Handlungen 
herbeigeführt, indem es die Zurückforderung von über⸗ 
zahlten Kinderbeihilfen durch Verzicht auf die An. 
rechnung 8 21 Abſatz 2 der Sechſten (Siebenten) K D 
gemäß oder durch Niederſchlagung des Anſpruchs 
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gegen einen Dritten § 54 der Reichshaushaltsordnung 

(RHO) unmöglich macht, jo kann es nicht mehr den Beamten 

in Anſpruch nehmen. 

Beiſpiel: 

Es ſind laufende und erweiterte laufende Kinderbeihilfen 

im Betrag von 150 Reichsmark durch das Verſehen von zwei 
Beamten überzahlt worden. Die Anrechnung auf künftig fällig 
werdende Kinderbeihilfen iſt möglich. Der Oberfinanzpräſident 
ſieht von der Anrechnung 8 21 Abſatz 2 der Sechſten (Siebenten) 
K VDB gemäß ab. Die Beſeitigung der Überzahlung ohne 
Inanſpruchnahme der Beamten iſt durch eigene Verfügung des 
Reichs, vertreten durch den Oberfinanzpräſidenten, unmöglich 
geworden. Dieſe Unmöglichkeit hat das Reich ſelbſt zu ber⸗ 
treten. Die beiden Beamten können für die Überzahlungen 
nicht haftbar gemacht werden. 


Das Reich begibt ſich eines Anſpruchs gegen einen 
Dritten nicht, wenn es § 67 RWB gemäß den Anſpruch 
nicht weiter verfolgt. Der Erſatzanſpruch gegen 
Beamte wird dadurch nicht berührt, weil die Weiter⸗ 
verfolgung des Anſpruchs jederzeit möglich iſt. 


10. Haftung als Geſamtſchuldner 


Haben mehrere Beamte den Schaden verurſacht, ſo 
haftet jeder für den ganzen Schaden. Es kann keiner 
der mehreren ſchadenserſatzpflichtigen Beamten verlangen, 
daß er erſt an letzter Stelle in Anſpruch genommen 
wird. Iſt außer den Beamten der Empfänger der Über⸗ 
zahlungen ſchadenserſatzpflichtig, ſo ſtehen auch in dieſem 
Fall alle Schuldner in gleichem Rang nebeneinander. 
Das Reich wird jedoch aus ſeiner Treupflicht den Beamten 
gegenüber zunächſt den Beihilfeempfänger in 
Anſpruch nehmen, beſonders, wenn deſſen Verſchulden 
ſchwerer wiegt. 

Beiſpiel: 

Ein Beihilfeempfänger hat bewußt falſche Angaben über 
ſeinen Familienſtand gemacht und Kinderbeihilfen für Kinder 
beantragt, die geſtorben find. Die Kinderbeihilfen werden ver⸗ 
ſehentlich bewilligt, obwohl aus den Akten der Tod der Kinder 
feſtgeſtellt werden kann. Es haften für die unxechtmäßige 
Zahlung der Kinderbeihilfen: 

1. der Beihilfeempfänger $ 826 BGB gemäß, weil er die Zah⸗ 
lung vorſätzlich durch eine ſtrafbare Handlung verurſacht hat; 

2. die Beamten, die bei der Bewilligung der Kinderbeihilfen 
mitgewirkt haben, $ 23 DBG gemäß, weil fie ſich einer 
apeläfiigen Verletzung ihrer Dienſtpflichten ſchuldig gemacht 
haben. 

Es iſt zunächſt der Beihilfeempfänger in An- 
ſpruch zu nehmen. Die Beamten werden erſt haftbar 
gemacht, wenn von dem Beihilfeempfänger Erſatz 
nicht zu erlangen iſt. 


11. Die Niederſchlagung § 54 RH O gemäß 

§ 54 RO gemäß können ſonſtige Anſprüche 
des Reichs niedergeſchlagen werden. Zu den „ſon⸗ 
ſtigen Anſprüchen“ des Reichs gehören auch die An⸗ 
ſprüche auf Schadenserſatz 88 823 BGB und 
folgende gemäß oder auf Erſtattung überzahlter 
Kinderbeihilfen 88 812 BGB und folgende gemäß 
gegen die Beihilfeempfänger und die 
Schadenserſatzanſprüche gegen Beamte auf 
Grund des § 23 DBG. Anſprüche mit einem Geldwert bis 
zu 500 Reichsmark können die einzelnen Reichsminiſter in 
eigener Zuſtändigkeit niederſchlagen. Anſprüche, die einen 
größeren Wert als 500 Reichsmark haben, dürfen aus haus⸗ 
haltsrechtlichen Gründen nur mit Zuſtimmung des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen niedergeſchlagen werden. Soweit 
Niederſchlagungen im eigenen Geſchäftsbereich des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen in Betracht kommen, iſt nur bei der 
Niederſchlagung von Anſprüchen mit einem größeren Wert 
als 500 Reichsmark die Mitwirkung der Haushaltsabteilung 
erforderlich. 

Die Niederſchlagung im Sinn des 8 54 R iſt 
der Verzicht des Reichs auf eine einziehbare 
Forderung, deren Einziehung nach Lage des einzelnen 
Falls für den Schuldner eine beſondere Härte be⸗ 
deuten würde (§ 66 Abſatz 1 RWB). Die Niederſchlagung 
im Sinn des § 54 RHO iſt rechtsgeſtaltend. Sie 


beſeitigt das zwiſchen dem Reich und dem Schuldner 
beſtehende Schuldverhältnis durch eine ein⸗ 
ſeitige Rechtshandlung des Reichs. Sie unterſcheidet ſich 
dadurch ſehr weſentlich von der allen Steuerbeamten ge⸗ 
läufigen Niederſchlagung von Steuern $ 130 
AD gemäß. Die Niederſchlagung von Steuern iſt § 130 AO 
gemäß zuläſſig, wenn feſtſteht, daß die Beitreibung 
keinen Erfolg haben wird, oder wenn die Koſten der 
Beitreibung außer Verhältnis zu dem Betrag ſtehen. Sie iſt 
nicht rechtsgeſtaltend und führt nicht zum Erlöſchen der 
Steuerſchuld. Sie bedeutet nur eine vorläufige Ab⸗ 
ſtandnahme von der Zwangsbeitreibung der Steuer⸗ 
forderung. 


12. Die Vorausſetzungen der Niederſchlagung 
Vorausſetzungen für die Niederſchlagung im 
Sinn des § 54 RSO find § 66 RWB gemäß: 
1. daß die Forderung einzieh bar iſt; 
2. daß die Einziehung für den Schuldner 
ſondere Härte bedeuten würde. 


eine be⸗ 


a) Einziehbarkeit der Forderung 

Eine Forderung iſt nur dann einziehbar, wenn 
ſie rechtskräftig feſtſteht und wenn ſie fällig 
iſt. Außerdem muß der Schuldner erreichbar und nach 
ſeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen imſtande ſein, 
die Forderung zu bezahlen. Eine Forderung ſteht rechts- 
kräftig feſt in dieſem Sinn, wenn der Schuldner ſie 
vorbehaltlos anerkannt hat oder wenn ſie durch 
rechtskräftiges gerichtliches Urteil feſt⸗ 
geſtellt iſt. Eine Forderung, die noch beſtritten iſt, oder 
die bisher nicht anerkannt und nicht durch ge⸗ 
richtliches Urteil feſtgeſtellt iſt, kann nicht nieder⸗ 
geſchlagen werden. Die Feſtſtellung eines unbetei⸗ 
ligten Dritten (3. B. des Dienſtvorgeſetzten), daß nach 
ſeiner Anſicht die Forderung beſtehe, oder die Annahme, daß 
der zeitweilig abweſende Schuldner die Forde⸗ 
rung des Reichs ſpäter anerkennen werde, machen die 
Forderung nicht einziehbar. Die Niederſchlagung ſetzt 
klare Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Reich und dem 
Schuldner voraus. Sie iſt vergleichbar mit einem 
Gnadenakt in Strafſachen. Strafen, die noch 
nicht rechtskräftig find, können nicht durch Gnadenakt er- 
laſſen werden. 

Steht die Forderung rechtskräftig feſt und iſt ſie auch 
fällig, jo iſt weiter zu prüfen, ob der Schuldner erreich⸗ 
bar und imſtande iſt, ſeiner Verpflichtung 
nachzukommen. Forderungen gegen nicht erreichbare 
oder zahlungsunfähige Schuldner ſind nicht einziehbar. Bei 
dieſen Schuldnern iſt die Forderung nicht niederzuſchlagen, 
ſondern es iſt von der weiteren Verfolgung des Anſpruchs 
§ 67 RWB gemäß abzuſehen. Hinweis auf Abſchnitt 6. 

b) Die Einziehung eine beſondere Härte 
Die Nieberſchlagung einer einziehbaren Forderung iſt 
nur zuläſſig, wenn die Einziehung nach Lage des Falls für 
den Schuldner eine beſondere Härte bedeuten würde. 
Eine beſondere Härte iſt beiſpielsweiſe anzunehmen, wenn 
die Einziehung den Schuldner wirtſchaftlich be— 
ſonders ſchwer belaſten würde. 
Beiſpiel: 

Ein Beihilfeempfänger hat zu Unrecht 100 Reichsmark 
Kinderbeihilfen erhalten. Eine Anrechnung des überzahlten 
Betrags auf ſpäter fällig werdende Kinderbeihilfen iſt nicht 
möglich. Der Beihilfeempfänger hat den Mangel des rechtlichen 
Grundes gekannt. Er hat ſich freiwillig zur Rückzahlung des 
überzahlten Betrags berpflichtet. Der Beihilfeempfänger hat 
ſechs Kinder. Die Ehefrau iſt krank. Der monatliche Verdienſt 
beträgt 180 Reichsmark. Die Einziehung der Forderung würde 
wegen der wirtſchaftlichen Verhältniſſe eine beſondere Härte 
bedeuten. Die Forderung kann niedergeſchlagen werden. 

Eine beſondere Härte kann auch aus anderen 
Gründen erkannt werden. Es müſſen alle Umſtände des 
einzeinen Falls berückſichtigt werden. So können Krank⸗ 
beit oder übermäßige dienſtliche Inan⸗ 
ſpruchnahme rechtfertigen, die Einziehung einer Er⸗ 
faßforderung als beſondere Härte anzuſehen. Das Maß 
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des Verſchuldens ift bei der Frage, ob eine Schadens⸗ 
erfagforderung einzuziehen iſt, ebenfalls in Betracht zu 
ziehen: 

Beiſpiel: 

Ein tüchtiger und zuverläſſiger Beamter hat auf An⸗ 
weiſung ſeiner Behörde ſehr umfangreiche und viele Ermitt⸗ 
lungen erfordernde Arbeiten innerhalb kürzeſter Friſt zu er⸗ 
ledigen, ohne daß ihm die erforderlichen Hilfskräfte beigegeben 
werden. Unter dem Zwang, die Arbeiten innerhalb einer be⸗ 
ſtimmten Friſt zu erledigen, leidet die Genauigkeit der Arbeit. 
Es unterlaufen dem Beamten einige Verſehen, die unter nor⸗ 
malen Umſtänden nicht vorgekommen wären. Dieſe Verſehen 
find Dienſtpflichtberletzungen im Sinn von $ 23 DBG. Sie 
haben unrechtmäßige Auszahlungen zur Folge gehabt, die nicht 
zurückgefordert werden können. Der Beamte haftet für den 
eingetretenen Schaden. Er erkennt ſeine Schadenserſatzpflicht 
vorbehaltlos an. Es wäre jedoch in dieſem Fall eine be⸗ 
ſondere Härte, die Forderung des Reichs einzuziehen. 


13. Die Praxis der Niederſchlagung 

Beamte, denen ein Verſehen unterlaufen iſt, weigern 
ſich oft hartnäckig, in ſolchen Fällen, in denen nach den 
ganzen Umſtänden eine Niederſchlagung in Betracht kommt, 
ihre Schuld einzugeſtehen und die Haftung für 
den eingetretenen Schaden anzuerkennen. Dieſe 
Haltung iſt meistens aus einem verletzten Ehrgefühl 
zu erklären. Dieſe Beamten ſehen darin, daß ſie für den ein⸗ 
getretenen Schaden haftbar gemacht werden, einen Vor⸗ 
wurf und eine verſteckte Strafe für ungenügende 
Leiſtungen. 

Dieſe Auffaſſung ift falſch. Jeder Beamte kann irren 
und Fehler machen. Kein Vorgeſetzter wird aus vereinzelten 
Fehlentſcheidungen eines Beamten die Folgerung ziehen, 
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daß der Beamte unfähig und für das Arbeitsgebiet, in 
das er geſtellt ift, ungeeignet ſei. Fehler müſſen jedoch 
richtig geſtellt werden. Haben ſie einen Schaden für das 
Reich zur Folge gehabt und hat das Reich nach den gelten⸗ 
den geſetzlichen Beſtimmungen einen Anſpruch auf Erſatz des 
Schadens, ſo verlangt eine geordnete Verwaltungsführung 
die Feſtſtellung des Schadens und des 
Schadenserſatzanſpruchs. Ein tüchtiger, fleißiger 
und einſatzbereiter Beamter kann damit rechnen, daß die 
Frage der Einziehung oder Niederſchlagung der Schadens⸗ 
erſatzforderung mit dem erforderlichen Verſtändnis für 
die Beſonderheiten ſeines Falles geprüft wird. 

Die Weigerung der Beamten, eine nach Anſicht der 
vorgeſetzten Behörde beſtehende Schadenserſatzforderung des 
Reichs anzuerkennen, führt zwangsläufig zur Ein⸗ 
ziehung der Forderung. Das wird in der Regel in der 
Form geſchehen, daß ein Teil des Gehalts einbehalten 
wird. Der Beamte kann dagegen nur den Rechtsweg be⸗ 
ſchreiten. Er gewinnt durch die Weigerung die Möglichkeit, 
die Frage feiner Schadenserſatzpflichtim Rechts⸗ 
ſtreit zu klären. 

Die Haftungdes Beamten 23 DBG gemäß iſt 
in vielen Urteilen des Reichsgerichts eingehend be⸗ 
handelt. Die vorgeſetzte Behörde wird in der Regel den Be⸗ 
amten nur in Anſpruch nehmen, wenn hinſichtlich der Haf⸗ 
tung rechtliche Zweifel nicht beſtehen. Ein Rechts⸗ 
8 über die Haftung bietet deshalb wenig Ausſicht auf 
rfolg. 

Das müſſen ſich die Beamten, die zur Anerkennung 
einer Schadenserſatzforderung aufgefordert ſind, immer vor 
Augen halten. 


Zweifelsfragen zur Bewertungsfreiheit NF 


Von Obersteuerinspektor Henze, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


1. Einführung, 

2. Der maßgebende Zeitraum für den Steuergutſcheinbeſitz, 

3. Die Einſchränkung der Bewertungsfreiheit bei Verkauf 
von Reichsanleihen, 


1. Einführung 

Die Ausgabe von Steuergutſcheinen iſt 8 1 der Dritten 
Durchführungsverordnung zum Neuen Finanzplan vom 
22. Oktober 1939 gemäß eingeſtellt worden (RStBl 
1939 S. 1061). 

Das Recht der gewerblichen Unternehmer, Lieferun⸗ 
gen und ſonſtige Leiſtungen untereinander bis zu 40 v. H. 
des Rechnungsbetrags in Steuergutſcheinen zu be⸗ 
zahlen, iſt zunächſt beſtehen geblieben. 

Die Vierte Durchführungsverordnung zum Neuen 
Finanzplan vom 20. März 1940 (RStBl 1940 S. 369) hat 
auch das Recht der gewerblichen Unternehmer auf Bezahlung 
in Steuergutſcheinen ab 1. April 1940 aufgehoben. Es iſt 
dadurch auch die Verpflichtung weggefallen, Steuergutſcheine 
an Zahlungs Statt anzunehmen. 


Es ſind jedoch beſtehen geblieben: 

1. die Verpflichtung der Finanzkaſſen und der 
Zollkaſſen des Reichs, Steuergutſcheine I und Steuer⸗ 
gutſcheine II bei der Entrichtung von Reichsſteuern in 
Zahlung zu nehmen; 

2. die Bewertungs freiheit, die auf Grund des 
Beſitzes von Steuergutſcheinen I in Anſpruch genommen 
werden kann. 


Die Vorausſetzungen für die Inanſpruchnahme der Be⸗ 
wertungsfreiheit auf Grund des Neuen Finanzplans ſind: 
1. Die Bewertungsfreiheit ſteht nur gewerblichen 

Unternehmern zu; 

2. Es müſſen dem gewerblichen Unternehmer Steuer⸗ 
gutſcheine I in dem im Geſetz beſtimmten Zeitraum 
gehört haben; 

3. Reichsanleihen uſw. dürfen zwecks Erwerbs von 
Steuergutſcheinen J nicht veräußert werden; 


4. Die Sonderabſchreibung, 
5. Handelsbilanz und Steuerbilanz, 
6. Die erweiterte Bewertungsfreiheit. 


4. Die Bewertungsfreiheit muß auch in der Handels- 
bilanz angewendet werden; 
5. Die Beſtimmungen, die wegen der Bewertungsfreiheit 
5 die Buchführung gegeben ſind, müſſen beachtet wer⸗ 
en. 
Es werden in den folgenden Ausführungen nur die 
5 ifelsfragen behandelt, die ſich inzwiſchen ergeben 
aben. 


2 De maßgebende Zeitraum für den Steuergutſchein⸗ 
eſitz 


Die Bewertungsfreiheit ſetzt voraus, daß Steuergut⸗ 
ſcheine I dem gewerblichen Unternehmer ununter⸗ 
brochen in beſtimmten Zeiträumen gehört haben, und 
zwar: 

a) in den letzten ſechs Monaten des Wirtſchaftsjahrs, wenn 
das Wirtſchaftsjahr im Kalenderjahr 1939 endet (§ 3 
Abſatz 2 NF), 

b) in den letzten ſieben Monaten des Wirtſchaftsjahrs, 
wenn das Wirtſchaftsjahr im Januar 1940 endet (§ 13 
Abſatz 1 der Zweiten NI DP), 

c) in den letzten acht Monaten des Wirtſchaftsjahrs, wenn 
das Wirtſchaftsjahr im Februar 1940 endet (8 13 Ab- 
ſatz 1 der Zweiten NF DV), 

d) in den letzten neun Monaten des Wirtſchaftsjahrs, 
wenn das Wirtſchaftsjahr im März 1940 endet ($ 13 Ab⸗ 
ſatz 1 der Zweiten N DV), 

e) in den letzten zehn Monaten des Wirtſchaftsjahrs, wenn 
das Wirtſchaftsahr ſpäter als am 31. März 1940 
endet (§ 3 Abſatz 1 NF), 0 EN. 

f) in ſpäteren Wirtſchaftsjahren außerdem in den 
anſchließenden vollen zwölf Monaten des Wirt⸗ 
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ſchaftsjahrs, wenn der Unternehmer die Bewertungsfrei⸗ 
heit nach den erhöhten Sätzen in Anſpruch nehmen will 
(§ 8 Abſatz 4 NF). 

Das Wirtſchaftsjahr umfaßt in der Regel zwölf Mo⸗ 
nate. Es darf einen Zeitraum von weniger als zwölf 
Monaten nur umfaſſen, wenn 
1. ein Betrieb eröffnet oder aufgehoben wird, oder 
2. ein Unternehmer von regelmäßigen Abſchlüſſen auf einen 

beſtimmten Tag zu regelmäßigen Abſchlüſſen auf einen 
anderen beſtimmten Tag übergeht (§ 1 ESt DB 1939). 
Bei dieſer Umſtellung iſt die Einſchaltung eines 
Rumpfwirtſchaftsjahrs erforderlich. 


§ 3 Abſatz 3 NE ſchreibt für den Fall der Umſtellung 
vor: Für Wirtſchaftsjahre, die weniger als zehn Mo⸗ 
nate (im Jahr 1939 weniger als ſechs Monate) um⸗ 
faſſen, genügt es, daß dem Steuerpflichtigen die Steuer⸗ 
gutſcheine I bis zum Ende des Wirtſchaftsjahrs und min⸗ 
deſtens zehn Monate (im Jahr 1939 mindeſtens ſechs Mo⸗ 
nate) ununterbrochen gehört haben. 

Dieſe Vorſchrift beſagt nichts anderes, als daß ſich der 
Beſitzzeitraum im Fall der Umſtellung nicht auf ein Wirt⸗ 
ſchaftsſahr, das Rumpfwirtſchaftsjahr, zu beſchränken 
ad, ſondern ſich auf zwei Wirtſchaftsjahre erſtrecken 
ann. 

Beiſpiel: 

Es enden bei einem Unternehmen im Kalenderjahr 1940 
zwei Wirtſchaftsjahre, nämlich ein Wirtſchaftsjahr, das vom 
1. Juli 1939 bis 80. Juni 1940 läuft, und ein Rumpfwirt⸗ 
ſchaftsjahr, das die Zeit vom 1. Juli 1940 bis 31. Dezember 
1940 umfaßt. 

Die Steuergutſcheine I müſſen dem Unternehmer in der 
Zeit vom 1. März bis 31. Dezember 1940 gehört haben. 


Es kommt darauf an, daß dem Steuerpflichtigen die 
Steuergutſcheine I bis zum Ende des Wirtſchaftsjahrs ge⸗ 
hört haben. Es genügt nicht, daß ſie ihm im Laufe 
des Wirtſchaftsjahrs gehört haben. Er muß ſie bis zum 
Schluß des Jahrs durchgehalten haben. 

Die Steuergutſcheine find ab dem 2. Mai 1939 ausge ⸗ 
geben worden. Die Bewertungsfreiheit hat demgemäß erſt⸗ 
malig für Wirtſchaftsjahre in Anſpruch genommen werden 
können, die nach dem 1. November 1939 enden. Die 
Zeit zur Beſchaffung der Steuergutſcheine J iſt deshalb für 
1939 kurz geweſen. Auch iſt in den erſten Monaten nach 
der Ausgabe eine genügende Menge von Steuergut- 
ſcheinen I nicht vorhanden und demgemäß nicht zu beſchaffen 
geweſen. g 0 

Es iſt deshalb zur Erleichterung eine weitere Veſtim⸗ 
mung geſchaffen worden. § 13 Abſatz 2 der Zweiten ND 
beſtimmt, daß es genügt, wenn die erforderliche Beſitzzeit bis 
zum Ende des zweiten Monats nach Ablauf des 
Wirtſchaftsjahrs erfüllt iſt. 

Wenn das Wirtſchaftsjahr am 31. Dezember 1939 endet, 
genügt es alſo, daß die geforderte Beſitzzeit von ſechs Mo⸗ 
naten bis 29. Februar 1940 erfüllt iſt. 

Der Unternehmer kann für die gleichen Steuergut⸗ 
ſcheine nur einmal von der Erleichterung des § 13 Abſatz 2 
der Zweiten NF DV Gebrauch machen. Will er die Steuer⸗ 
gutſcheine weiter behalten und auch von der erhöhten Be⸗ 
wertungsfreiheit 83 Ab ſatz 4 NF gemäß Gebrauch 
machen, muß er ſie weitere zwölf Monate, alſo bis 
28. Februar 1941, durchhalten. 

Die Beſtimmung des § 13 Abſatz 2 der Zweiten NF D 
ſtellt lediglich eine Ergänzung der Vorſchrift des § 8 N 
dar. Sie bedeutet für den Steuerpflichtigen eine Er leich— 
e e 

Die Vorſchrift verlangt nicht, daß der geſamte 
Steuergutſcheinbeſitz bis zum ſpäteren Friſtablauf ge⸗ 
halten werden muß. Die Bewertungsfreiheit kann deshalb 
auch für Steuergutſcheinbeſtände in Anſpruch genommen 
werden, bei denen die Beſitzdauer zu verſchie denen 
Zeitpunkten erfüllt iſt. Eine einheitliche Beſitz⸗ 
dauer für al le Steuergutſcheine J iſt nicht erforderlich. 
e eee 

Ein Unternehmer, deſſen Wirtſchaftsjahr am 31. Dezember 

1989 abläuft, hat Steuergutſcheine I im Nennbetrag von 
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100 000 RM am 30. Juni 1939 und im Nennbetrag von 
30 000 RM am 28. Auguſt 1939 erworben. Er kann die Be⸗ 
wertungsfreiheit für den Beſitz von 130 000 RM Steuer⸗ 
gutſcheinen I in Anſpruch nehmen, wenn er nachweiſt, daß ihm 
die zuerſt erworbenen Steuergutſcheine I von 100 000 RM bis 
31. Dezember 1939, die anderen Steuergutſcheine I von 
30 000 RM bis 29. Februar 1940 ununterbrochen gehört 
haben. Er braucht den Steuergutſcheinbeſtand von 100 000 RM 
nicht auch bis zum 29. Februar 1940 durchzuhalten. 


Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen der erhöhten Be⸗ 
wertungsfreiheit und der erweiterten Bewertungs⸗ 
freiheit. 

Die erweiterte Bewertungsfreiheit beruht auf 8 3 
Abſatz 5 N und ſteht nur Ausfuhrunternehmern unter 
beſtimmten Vorausſetzungen zu. 

Die erhöhte Bewertungsfreiheit beruht auf § 3 Ab⸗ 
ſatz 4 NF. Sie fordert als Vorausſetzung das ununter⸗ 
brochene Eigentum an Steuergutſcheinen I für weitere 
zwölf Monate. Der Zeitraum von weiteren zwölf Monaten 
iſt im Gegenſatz zu § 3 Abſätze 1 bis 3 NF nicht mehr an 
den Lauf des Wirtſchaftsjahrs gebunden. Das 
iſt pt Bedeutung, wenn das Wirtſchaftsjahr umgestellt 
wird. 

Beiſpiel: 

Wirtſchaftsjabr 1. Januar bis 31. Dezember 1989. Beſitz⸗ 
zeit an Steuergutſcheinen T 1. Juli bis 31. Dezember 1939. 

Weitere Beſitzzeit vom 1. Januar 1940 bis 31. Dezember 
1940 gibt das Recht auf erhöhte Bewertungsfreiheit. Wirt- 
ſchaftsjahr das gleiche wie bisher. 

Der Unternehmer ſtellt das Wirtſchaftsjahr 1941 um. 
Im Steuerjahr 1941 kommt der Gewinn des Rumpfwirt⸗ 
ſchaftsjahrs 1. Januar bis 30. Juni 1941 zur Veranlagung. 
Die Beſitzzeit von weiteren zwölf Monaten iſt am 30. Juni 
1941 noch nicht erfüllt. Die erhöhte Bewertungsfreiheit kann 
deshalb nicht in Anſpruch genommen werden. 

Im Steuerjahr 1942 kommt der Gewinn des Wirtſchafts⸗ 
jahrs 1. Juli 1941 bis 30. Juni 1942 zur Veranlagung. Die 
Beſitzzeit beträgt bis dahin weitere achtzehn Monate. Die 
erhöhte Bewertungsfreiheit ſteht dem Unternehmer zu. Sie 
würde ihm auch dann zuſtehen, wenn er die Steuer⸗ 
gutſcheine I bereits in der Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 
1941 verkauft hat, weil er fie weitere zwölf Monate 
durchgehalten hat und die Beſitzzeit nicht bis zum Ablauf 
des Wirtſchaftsjahrs ausgedehnt ſein muß. 


3. Die Einſchränkung der Bewertungsfreiheit bei Verkauf 
von Reichsanleihen uſw. 

Vom Geſamtbetrag der Steuergutſcheine I, der die 
Grundlage der Bewertungsfreiheit bildet, iſt der Betrag ab⸗ 
zuziehen, um den ſich der Nennwert des Beſtands an Schuld⸗ 
verſchreibungen und verzinslichen Schatzanweiſungen des 
Reichs, der Reichsbahn und der Reichspoſt während des 
Wirtſchaftsjahrs (für 1939 ſeit Inkrafttreten des Geſetzes 
und im Fall des Rumpfwirtſchaftsjahrs während der beiden 
Wirtſchaftsjahre, ſoweit dieſe in den Zeitraum ab Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes fallen) vermindert hat (§ 3 Abſatz 6 N). 
Es ſollen alſo nicht Schuldtitel des Reichs veräußert wer⸗ 
den, um Steuergutſcheine I zu erwerben oder wegen der 
Bewertungsfreiheit behalten zu können. 

Der Neue Finanzplan iſt am 25. März 1939 in Kraft 
getreten. Der an dieſem Tag vorhandene Beſtand an 
Reichsanleihen uſw. darf ſich in dem Zeitraum, der für das 
Eigentum an Stenergutſcheinen I zwecks Bewertungsfrei⸗ 
heit maßgebend iſt, nicht vermindern. Vermindert ſich der 
Beſtand, dann iſt die Minderung in Höhe des Nennbetrags 
vom Beſtand an Steuergutſcheinen J abzuſetzen. 

Die Verminderung an Reichsanleihen uſw., die wegen 
Einlöſung von Schuldverſchreibungen oder Schatzanwei⸗ 
ſungen eintritt, bleibt außer Betracht (§ 27 Abſatz 4 NF DV). 

Die Vorſchrift des Abzugs wegen Minderung der 
Reichsanleihen uſw. findet außerdem keine Anwendung bei 
Kreditinſtituten, die Bank⸗ oder Sparkaſſen 
geſchäfte als Hauptgeſchäftszweig betreiben, 
mit Ausnahme der Grundkreditinſtitute. 

Es ſind aber Zweifel entſtanden, bei welchen Steuer⸗ 
gutſcheinen I die Verminderung anzurechnen iſt. 

Wenn ein Unternehmen im Jahr 1940 Steuergutſcheine I 
ununterbrochen ſeit Mitte des Jahrs 1939 beſeſſen hat, kann 
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os die erhöhte Bewertungsfreiheit 83 Abſatz 1 Ziffer! 

Ni gemäß in Anſpruch nehmen mit 25 vom Hundert. Hat 

das Unternehmen Anfang des Jahrs 1940 außerdem noch 

Steuergutſcheine I erworben, jo berechtigen die ſe Steuer⸗ 

gutſcheine I zur Bewertungsfreiheit 8 3 Abſatz 1 N gemäß 

in Höhe von 20 v. H. Vermindert das Unternehmen im 

Jahr 1940 ſeinen Beſtand an Reichsanleihen uſw., ſo ent⸗ 

ſteht die Frage, ob die Verminderung anzurechnen iſt auf 

die Steuergutſcheine J, die im Jahr 1939 erworben worden 

find, oder auf die Steuergutſcheine I, die erſt im Jahr 1940 

erworben worden ſind. 

Die Frage wird nach dem Zweck der Vorſchrift des § 3 
Abſatz 6 NF zu entſcheiden fein. Die Vorſchrift hat, wie 
ſchon ausgeführt, den Zweck, zu verhindern, daß Reichs⸗ 
anleihen uſw. veräußert werden, um Steuergutſcheine J zu 
erwerben oder den längeren Beſitz von Steuergut⸗ 
ſcheinen I zu ermöglichen. 

Es ſind drei Fälle denkbar: 

1. Steuergutſcheine I werden erſtmalig erworben. Der 
Beſtand an Reichsanleihen wird vermindert. — Die Min⸗ 
derung wird in dieſem Fall von dem niedrigſten Beſtand 
an Steuergutſcheinen J abgerechnet; 

2. Steuergutſcheine I find bereits im Vor jahr erworben. 
Der Beſtand an Reichsanleihen wird alſo erſt im fol- 
genden Jahr vermindert, ohne daß Steuergut⸗ 
ſcheine I hinzuerworben werden. Die Verminderung 
dient danach dem Zweck, den längeren Beſitz der 
Steuergutſcheine I zu ermöglichen. — Die Minderung 
wird auch in dieſem Fall von dem niedrigſten Beſtand 
an Steuergutſcheinen J abgezogen; 

3. Es ſind bereits im Vorjahr Steuergutſcheine J im Beſitz 
geweſen. Im laufenden Jahr werden ſowohl Reichs- 
anleihen veräußert, als auch Steuergutſcheine I neu er⸗ 
worben (Fall 1 und 2 und Fall der Zweifelsfrage). — 
Es wird in dieſem Fall der Neu erwerb der Steuergut⸗ 
ſcheine I im Vordergrund ſtehen. Die Verminderung des 
Beſtands an Reichsanleihen uſw. wird deshalb auf die 
. erworbenen Steuergutſcheine J anzurechnen 
ein. 

Beiſpiel: 

Steuergutſcheinbeſitz vom 1. Juli bis 31. Dezem- 
bern / ²˙Ü² 60th, 
Steuergutſcheinbeſitz vom 1. Februar bis 31. De⸗ 


zember 1940 außerdem 50 000 RM. 
Der Beſtand an Reichsanleihen uſw. iſt im Jahr 
1940 vermindert worden um Dr 28 20 000 RM. 


Das Unternehmen kann die Bewertungsfreiheit bean⸗ 

ſpruchen in Höhe von 25 b. H. von 60 000 RM = 15 000 RM, 
20 v. H. von 30 000 RM 

(50 000 RM — 20 000 RM) 6 000 Roe, 

zuſammen 21 000 RM. 


Wie iſt aber die Verminderung zu berückſichtigen, wenn 
das Unternehmen im November 1940 nochmals Steuer⸗ 
gutſcheine I erwirbt, die alſo ein Recht auf Bewertungsfrei⸗ 
heit für 1940 nicht mehr gewähren können? 

Die Berechnung ändert ſich in dieſem Fall nicht gegen⸗ 
über dem dritten Fall, weil der Erwerb im November bei 
der Feſtſtellung des niedrigſten Beſtands im Jahr 1940 
mitberückſichtigt wird. 

Fortſetzung des Beiſpiels: 
Es werden im November 1940 Steuergutſcheine I außerdem 
enen dhe oe M. 
Niedrigſter Veſtand im Jahr 1940 110 000 RM, 
und zwar aus 1939: 60 000 RM 
aus 1940: 50 000 RM. 
Die Verminderung der Reichsanleihen uſw. iſt auf den Teil 
des niedrigſten Beſtands anzurechnen, der aus 1940 ſtammt 
(50 000 NM). 

Der Abzug einer Verminderung des Beſtands an Reichs 
anleihen uſw. vom Steuergutſcheinbeſitz iſt in jedem Fall 
vorzunehmen. Es kann nicht eingewendet werden, daß die 
Verminderung der Reichsanleihen nicht dem Erwerb oder 
der Beibehaltung der Steuergutſcheine ! gedient hat. 

Die Vorſchrift läßt eine Ausnahme dafür nicht zu. Der 
Grund der Beſtandsverminderung iſt belanglos (8 27 
Abſatz 1 NJ DV). Es wäre auch ſchwer, die Vorausſetzungen 
feſtzulegen und zu prüfen, in welchem Fall die Verminde⸗ 


rung an Reichsanleihen und die Steuergutſcheine J in Ver⸗ 
bindung ſtehen. Anderſeits dient ſchließlich jede Verminde⸗ 
rung der Reichsanleihen uſw. unmittelbar oder mittelbar 
and) der Möglichkeit, dafür Steuergutſcheine I zu be⸗ 
halten. 

Eine Ausnahme hat der Reichsminiſter der Finanzen 
in Einzelfällen für Penſionskaſſen von Unter- 
nehmen zugelaſſen. 1 

Penſionskaſſen, die zwar den ſteuerlichen Vorſchriften 
entſprechen, die aber nicht rechtsfähig ſind, können 
Zuwendungen in Schuldverſchreibungen des Reichs uſw. er⸗ 
halten, ohne daß dadurch bei dem zuwendenden Unter⸗ 
. der Abzug 8 3 Abſatz 6 N§ gemäß vorgenommen 
wird. 

Rechtsfähige Penſionskaſſen können im Zeit⸗ 
punktder Errichtung Zuwendungen erhalten, die im 
Sinn des § 3 Abſatz 6 unſchädlich find. Erſt bei Zuwendun⸗ 
gen von Schuldverſchreibungen des Reichs uſw. an rechts⸗ 
fähige Penſionskaſſen nach deren Errichtung erfolgt 
der Abzug § 3 Abſatz 6 N gemäß. 


4. Die Sonderabſchreibung 

Der Steuerpflichtige kann bei der Mehreinkommen⸗ 
ſteuer beantragen, daß ſein Mehreinkommen vermindert 
wird um die Beträge, die der Steuerpflichtige im Zweitjahr 
für notwendige Erweiterungen des abnutzbaren 
betrieblichen Anlagevermögens aufgewendet hat (8 7 
Ziffer ANY). 0 

Es iſt die Frage entſtanden, ob ein Steuerpflichtiger auf 
ein Wirtſchaftsgut auch dann noch Sonderabſchrei⸗ 
bungen vornehmen kann, wenn er im vorangegangenen 
Jahr für das gleiche Wirtſchaftsgut bei der Mehrein⸗ 
kommenſteuer einen Betrag in Höhe des Steuerbilanz⸗ 
werts als notwendige Erweiterungen vollabgeſetzt hat. 

Dieſe Frage iſt zu bejahen. Der Abzug als notwen⸗ 
dige Erweiterung im Sinn des 87 Ziffer 4 NF it außer⸗ 
halb der Bilanz und nur bein Mehreinkommen 
vorzunehmen. Die Abſetzungen für Abnutzung I 7 EStG 
gemäß und auch die Sonderabſchreibungen werden dadurch 
nicht berührt. 
5. Handelsbilanz und Steuerbilanz 

Die Sonderabſchreibung iſt ſteuerlich 
nur in der Höhe zuläſſig, in der ſie in der 
Handelsbilanz vorgenommen wird ($ 22 Ab⸗ 
fat 3 Satz 1 NF DV). g 

Dieſe Beſtimmung iſt erforderlich, um dem Gedanken 
der Angleichung der Steuerbilanz an die Handels- 
bilanz Rechnung zu tragen. 5 

Die Buchwerte der Handelsbilanz ſtimmen oft mit den 
Vuchwerten der Steuerbilanz nicht überein. Die Buchwerte 
der Handelsbilanz können höher ſein als die Buchwerte 
der Steuerbilanz. 
Beiſpiel: N 

Die Buchwerte für die abnutzbaren Wirtſchaftsgüter be⸗ 
tragen nach der Handelsbilanz 200 000 RM, nach der Steuer⸗ 
bilanz 150 000 RM. f 4 

Der Unternehmer kann in der Steuerbilanz eine ihm zu⸗ 
ſtehende Sonderabſchreibung von 20 000 RM nur vornehmen, 
wenn er ſie in gleicher Höhe auch in der Handelsbilanz 
vornimmt. 

Die Buchwerte der Handelsbilanz können auchniedri⸗ 
ger ſein als die Buchwerte der Steuerbilanz. 
Beiſpiel: 

Die Buchwerte für die abnutzbaren Wirtſchaftsgüter des 
Anlagevermögens betragen nach der Handelsbilanz 150 000 
RM, nach der Steuerbilanz 200 000 RM. 

In dieſem Fall gilt § 22 Abſatz 3 Satz 1 NF DV nicht. 

Soweit die Buchwerte der abnutzbaren Wirtſchafts⸗ 
güter in der Steuerbilanz höher ſind als in der Handels⸗ 
bilanz, iſt die Höhe der Sonderabſchreibung in der Steuer⸗ 
bilanz durch die Höhe der Sonderabſthreibung in der 
Handelsbilanz nicht eingeſchränkt (§ 22 Abſatz 3 Satz 2 
NF DVD). 

Fortſetzung des Beiſpiels: 
Erſter Fall: = 2 

Die Sonderabſchreibung iſt nicht größer als der 
Unterſchiedsbetrag zwiſchen den Werten der Handelsbilanz 
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und der Steuerbilanz 
betragen. 

Der Unternehmer kann in der Steuerbilanz von den 
Buchwerten der abnutzbaren Wirtſchaftsgüter des Anlagever⸗ 
mögens die Sonderabſchreibung vornehmen (200000 RM 
— 40 000 RM), ohne daß er in der Handelsbilanz eine 
Sonderabſchreibung macht. 


Zweiter Fall: 

Die Sonderabſchreibung überſteigt den Unterſchieds⸗ 
betrag zwiſchen den Werten der Handelsbilanz und der 
Steuerbilanz (50 000 RM). Sie ſoll 80 000 AM betragen. 

Der Unternehmer kann in der Steuerbilanz von den Buch⸗ 
werten der abnutzbaren Wirtſchaftsgüter des Anlagevermögens 
die Sonderabſchreibung von 80 000 RM in voller Höhe nur 
dann vornehmen, wenn er gleichzeitig in der Handelsbilanz 
eine Sonderabſchreibung in Höhe von 30000 RM macht 
(80 000 RM — 50 000 RM). 

Es ſtehen dann die abnutzbaren Wirtſchaftsgüter des An⸗ 
lagevermögens mit gleichen Werten in der Handelsbilanz 
und in der Steuerbilanz. 


Die Lockerung des § 22 Abſatz 3 Satz 2 NF DV dient 
alſo der Angleichung der Steuerbilanz an die Handels⸗ 
bilanz. Sie gibt die Möglichkeit, handelsrechtlich höher vor⸗ 
genommene Abſchreibungen ſteuerrechtlich nachzuholen, 
um die Steuerbilanzwerte auf die Handelsbilanzwerte her⸗ 
abzuſetzen. 

Die Beſtimmungen des § 22 Abſatz 3 (Satz 1 und 2) 
beziehen ſich nicht auf die Geſamtheit der abnutzbaren 


(50 000 RM). Sie ſoll 40 000 RM 


Wirtſchaftsgüter, ſondern auf die einzelnen Wirt⸗ 
ſchaftsgüter des abnutzbaren Anlagevermögens. 
Beiſpiel: 
Es betragen die Buchwerte 
nach der nach der 
Handelsbilanz: Steuerbilanz: 
für Gebäude 80 000 RM 130 000 RM 
für Maſchinen 60 000 RM 40 000 RM 
für Einrichtung 10 000 RM 8 000 RM 


zuſammen 150 000 RM 178 000 RM. 


Der Unternehmer kann — angenommen — Sonderabſchrei⸗ 
bungen in Höhe von 40000 RM vornehmen. Er will die 
Sonderabſchreibungen auf die Steuerbilanz werte wie 
folgt verteilen: 
auf Gebäude (130 000 RM —) 30 000 RM (= 100 000 RM) 
auf Maſchinen (40 000 RM —) 10 000 RM (= 30 000 RM). 
Er muß dann in der Handelsbilanz auf Ma⸗ 
ſchinen auch eine Sonderabſchreibung in Höhe von 
10000 RM machen. Eine Sonderabſchreibung auf Gebäude 
iſt in der Handelsbilanz nicht erforderlich. 


Die Steuergutſcheine I find in der ord⸗ 
nungsmäßigen Buchführung auf einem 
„Steuergutſcheinkonto l“ auszuweiſen (8 23 
Abſatz 1 Satz 1 NF DP). 1 

Zweck dieſer Beſtimmung iſt, eine klare Über- 
ſicht über den Steuergutſcheinverkehr zu ſchaffen. Eine 
Überſicht iſt aber nur möglich, wenn die Steuergutſcheine J, 
die die Grundlage für die Bewertungsfreiheit bilden ſollen, 
auf einem beſonderen Konto geführt werden. Sie 
dürfen mit Steuergutſcheinen II nicht zuſammen ausge⸗ 
wieſen werden. Sie dürfen auch auf einem allgemeinen 
Wertpapierkonto nicht ausgewieſen werden. 

Das Steuergutſcheinkonto J iſt weſentlicher Be⸗ 
ſtandteil der Buchführung. Es muß in der Hauptab⸗ 
ſchlußbilanz beſonders aufgeführt ſein. 

In der Handelsbilanz wird der beſondere Aus⸗ 
weis des Steuergutſcheinkontos 1 nicht immer möglich ſein. 
Nach den Vorſchriften des Aktiengeſetzes iſt zum Beiſpiel für 
den beſonderen Ausweis kein Raum. Dadurch wird jedoch 
die Führung des beſonderen Steuergutſcheinkontos 1 
nicht berührt. 

Das Steuergutſcheinkonto! muß aber in der Steuer- 
bilanz beſonders erſcheinen. Wird eine beſondere Steuer⸗ 
bilanz nicht aufgeſtellt, fo iſt der Beſtand des Steuergut⸗ 
ſcheinkontos I auf der Handelsbilanz, die dem 
Finanzamt eingereicht wird, erſichtlich zu machen. 

Wenn dieſem Erfordernis bei Einreichung der Bilanz 
nicht genügt worden iſt, kann es noch nachgeholt werden. 
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§ 22 Abſatz 2 Satz 2 N DV fordert außerdem, daß die 
Sonderabſchreibungen auf einem „Abſchrei⸗ 
bungskonto N“ auszuweiſen ſind. 

Es iſt nicht erforderlich, daß das Abſchreibungskonto NS 
auch in der Betriebsergebnisüberſichtgeſondert erſcheint. 
Es kann auch auf ein Sammel konto überführt und auf 
dieſem Sammel konto in der Betriebsergebnisüberſicht 
ausgewieſen werden. 

Wird das Abſchreibungskonto N in Form eines 
Wertberichtigungspoſtens (Bilanzpaſſivkonto) 
geführt, ſo kann es auch in der Bilanz innerhalb eines 
Sammel kontos ausgewieſen werden. 

Wenn die Wirtſchaftsgüter in der Handelsbilanz 
niedriger geführt werden als in der Steuerbilanz und 
deshalb in der Handelsbilanz Sonderabſchreibungen nicht 
vorgenommen zu werden brauchen (8 22 Abſatz 3 NS DP), 
iſt auch die Führung des „Abſchreibungskontos NF“ nicht 
möglich und nicht erforderlich. Es genügt in dieſem Fall, 
wenn die Sonderabſchreibungen in der Steuerbilanz erſicht⸗ 
lich gemacht werden. 


6. Die erweiterte Bewertungsfreiheit 
Die Bewertungsfreiheit auf Grund des Neuen Finanz⸗ 
plans wird für Unternehmen der Ausfuhrinduſtrie und für 

Unternehmen des Ausfuhrhandels erweitert in den 

folgenden Fällen: 

1. Der Ausfuhrumſatz im Kalenderjahr beträgt mindeſtens 
25 vom Hundert des Geſamtumſatzes; 

2. Der Ausfuhrumſatz erreicht dieſe Mindeſtgrenze nicht, 
er hat ſich aber gegenüber dem Ausfuhrumſatz des vor⸗ 
angegangenen Kalenderjahrs um mindeſtens 2 vom 
Hundert erhöht; 

3. Das Unternehmen hat erſtmalig einen Ausfuhrum⸗ 
ſatz erzielt, der mindeſtens 2 vom Hundert des Geſamt⸗ 
umſatzes ausmacht. 


„Die erweiterte Bewertungsfreiheit hängt alſo vom Ver⸗ 
hältnis des Ausfuhrumſatzes zum Geſamtum-⸗ 


ab. 

Es gibt Ausfuhrunternehmer, die ihren Umſatz nach den 
Einnahmen verſteuern und wegen des Kriegs ihre 
Außenſtände im Ausland nicht einziehen können. Sie 
haben die Ausfuhrgeſchäfte getätigt, aber ſie können das 
Entgelt dafür nicht vereinnahmen. 

Es iſt für dieſe Fälle beantragt worden, dem Ausfuhr⸗ 
umſatz und auch dem Geſamtumſatz die Summe der bezeich⸗ 
neten Auslandsforderungen hinzuzurechnen, wenn die Hin⸗ 
zurechnung dafür ausſchlaggebend iſt, daß der Steuerpflich⸗ 
tige das erforderliche Umſatzverhältnis zwecks Erlangung 
der erweiterten Bewertungsfreiheit erreicht. Es werden 
keine Bedenken beſtehen, daß in dieſen Fällen geholfen wird, 
weil es ſich um getätigte Ausfuhrgeſchäfte handelt. 
Der Steuerpflichtige muß einen Antrag dazu einreichen, 
in dem er die in Betracht kommenden Forderungen genau 
bezeichnet. Es muß dann dafür geſorgt werden, daß dieſe 
Forderungen bei ihrem ſpäteren Eingang nicht nochmals 
berückſichtigt werden. 

Es iſt auch beantragt worden, der Beeinfluſſung 
des Ausfuhrgeſchäfts durch den Krieg allgemein bei der 
erweiterten Bewertungsfreiheit Rechnung zu tragen. Der 
Kriegsausbruch habe dazu geführt, daß mancher Unter⸗ 
nehmer die geforderte Ausfuhrhöhe nicht mehr erreichen 
könne, weil ab September 1939 ihm die Ausfuhrmög⸗ 
lichkeit abgeſchnitten ſei. Es ſolle deshalb beim 
Umſatzverhältnis nur vom Umſatz in den Monaten Ja⸗ 
nuar bis Auguſt ausgegangen werden. 

Die Vorausſetzungen für die erweiterte Bewertungs⸗ 
freiheit können nicht geändert werden. Der Reichsminiſter 
der Finanzen hat deshalb dieſen Anträgen nicht ſtattgegeben. 

Die erweiterte Bewertungsfreiheit auf Grund einer 
Ausfuhrſteigerung kommt für die Unternehmer in 
Betracht, deren Ausfuhrumſatz nicht mindeſtens 25 v. H. 
des Geſamtumſatzes erreicht. Sie geht vom Vergleich des 
Ausfuhrumſatzes eines Kalenderjahrs mit dem Ausfuhrum⸗ 
ſatz des Vorjahrs aus. 

Wenn ein Unternehmen im Vorjahr nur in einem 
Teil des Jahrs beſtanden hat, muß der Ausfuhrunſſatz 
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und der Geſamtumſatz des Vorjahrs in den Monaten des 
Betriebsbeſtehens auf ein Jahresergebnis umgerechnet 
werden. 

Beiſpiel: 

Ein Unternehmen beſteht ſeit Juli 1938. Der Abſchluß 
erfolgt am 31. Dezember. Es betragen für die Zeit vom 
1. Juli 1938 bis 31. Dezember 1938 der Geſamtumſatz 
65 000 RM, der Ausfuhrumſatz 8 000 RM. 

Im folgenden Kalenderjahr 1939 werden ein Geſamt⸗ 
Be von 200 000 RM und ein Ausfuhrumſatz von 20 000 RM 
erzielt. 

Die Umſätze des Teilwirtſchaftsjahrs 1938 ſind auf ein 
Jahresergebnis umzurechnen. Es ergeben ſich danach ein 
Geſamtumſatz von 180 000 RM und ein Ausfuhrumſatz von 
16 000 RM. 

Der Ausfuhrumſatz im Jahr 1939 beträgt 20 000 RM, er 
iſt alſo um 4000 RM, d. ſ. 25 b. H., geſtiegen. 

Die Bewertungsfreiheit wird in dieſem Fall um 10 v. H. 
(Höchſtſatz) von 20 v. H. auf 30 v. H. des Steuergutſchein⸗ 
beſtands erweitert. 


Die Umrechnung kommt nur in Betracht, wenn das 
Unternehmen erſt neugegründet worden tft, alſo vor⸗ 
her nicht beſtanden hat, oder wenn ein Betrieb aufgegeben 
worden iſt. 

Wenn ein Unternehmen den Betriebsinhaber 
gewechſelt hat, oder wenn eine Kapitalgeſellſchaft umge⸗ 
wandelt worden iſt, kann der Ausfuhrumſatz des Vor⸗ 
jahrs zum Vergleich genommen werden. Es iſt entſprechend 
zu verfahren, wenn ein Unternehmen aufge teilt worden 
iſt, oder wenn mehrere Unternehmen zuſammengelegt 
worden ſind. 

Die erweiterte Bewertungsfreiheit auf Grund einer 
erſtmaligen Ausfuhr kommt für die Unternehmen 
in Betracht, die in ihrem Geſchäftsbetrieb er ſtmalig 
einen Ausfuhrumſatz erzielt haben, und für die Unter⸗ 
nehmen, die erft neugegründet und bereits im erſten 
Jahr ihres Beſtehens Ausfuhrumſätze getätigt haben. Für 
das Umſatzverhältnis iſt es im letzten Fall belanglos, wenn 
das erſte Wirtſchaftsjahr nicht zwölf Monate umfaßt. 
Eine erſtmalige Ausfuhr liegt aber nicht vor, wenn 
in einem Unternehmen nur der Betriebsinhaberge⸗ 
wechſelt hat und das Unternehmen bereits unter 
dem bisherigen Betriebsinhaber Ausfuhr⸗ 
umſätze getätigt hat. Für dieſen Fall gelten nur die 
obigen Ausführungen für die Ausfuhrſteigerung. 

Das gleiche gilt für die Fälle der Um wandlung, 
Aufteilung oder Zuſammenlegung von Unter⸗ 
nehmen. 


Beiſpiel: 


Beſtand an Steuergutſcheinen I 50 000 RM. 
Geſamtumſatz 1939 1 1.000 000 RM, 
Ausfuhrumſatz 1999 70 000 RM. 


Der Ausfuhrumſatz erreicht 7 v. H. des Geſamtumſatzes. 

Die erweiterte Bewertungsfreiheit beträgt 1500 RM 
(= 8 v. H. des Beſtands an Steuergutſcheinen I). Die geſamte 
Bewertungsfreiheit kann für das Jahr 1939 mit 11500 RM in 
Anſpruch genommen werden (= 20 -+3 vom Hundert des Be⸗ 
ſtands an Steuergutſcheinen I). 


Der Unternehmer muß prüfen, welche der drei Vor⸗ 
ausſetzungen für die erweiterte Bewertungsfreiheit für ihn 
in Betracht kommt oder auch, welche für ihn günstiger iſt. 
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Es ſei deshalb abſchließend für alle Fälle folgendes 
Beiſpiel gegeben: 

Ein Unternehmen iſt am 1. April 1939 gegrün⸗ 
det worden. Es hat in den letzten ſechs Monaten des 
Wirtſchaftsjahrs (April Dezember) einen Beſtand an 
Steuergutſcheinen I in Höhe von 40 000 RM beſeſſen. 
Dieſen Beſtand hält das Unternehmen bis zum Jahr 
1942 durch. 

Es ſollen die folgenden Umſatzverhältniſſe vorliegen: 

Geſamtumſatz Ausfuhrumſatz 
1939 (April / Dezember) 500 000 R 12 000 RM 
1940 800 000 RM 140 000 RM 
1941 900 VORM 250 000 RM 
1942 1 200 000 RM 280 000 RM. 


Die erweiterte Bewertungsfreiheit ſteht dem Unter⸗ 
nehmen zu: 
am 31. Dezember 1939 auf Grund der erſtma⸗ 
ligen Ausfuhr, die volle 2 v. H. des Geſamtumſatzes 
beträgt. 
Das Unternehmen darf Sonderabſchreibungen in 
Höhe von 20 v. H. (allgemeine Bewertungsfreiheit) zu⸗ 
züglich 1 v. H. (erweiterte Bewertungsfreiheit), zu⸗ 
ſammen 21 v. H. des Beſtands an Steuergutſcheinen J, 
alſo (21 v. H. von 40000 RM —) 8 400 RM, vor⸗ 
nehmen; 


am 31. Dezember 1940 auf Grund der Ausfuhr⸗ 
ſteigerung. 

Die Ausfuhr hat 1939 (auf zwölf Monate um⸗ 
gerechnet!) 16000 RM betragen, 1940 dagegen 
140 000 RM. Die Steigerung macht 875 v. H. aus. 
Höchſtmaß der Erweiterung 10 v. H. 

Das Unternehmen darf Sonderabſchreibungen in 
Höhe von 25 v. H. (allgemeine Bewertungsfreiheit), 
zuzüglich 10 v. H. (erweiterte Bewertungsfreiheit), 
zuſammen 35 v. H. des Beſtands an Steuergut⸗ 
ſcheinen I, alſo (35 v. H. von 40 000 RM =) 14000 
AM vornehmen; 


am 31. Dezember 1941, weil der Ausfuhrumſatz 
25 v. H. des Geſamtumſatzes erreicht. 
Das Unternehmen darf Sonderabſchreibungen in 
Höhe von 30 v. H. (allgemeine Bewertungsfreiheit), 
zuzüglich 10 v. H. (erweiterte Bewertungsfreiheit), 
zuſammen 40 v. H. des Beſtands an Steuergut⸗ 
ſcheinen I, alſo (40 v. H. von 40 000 RM =) 16.000 
RM vornehmen: 


am 31. Dezember 1942 auf Grund der Ausfuhr⸗ 
ſtei gerung. 

Die Ausfuhr erreicht zwar nicht 25 v. H. des Ge⸗ 
ſamtumſatzes, aber ſie überſteigt die Ausfuhr des Vor⸗ 
jahrs um 30 000 RM, d. ſ. volle 12 v. H. Die Be⸗ 
wertungsfreiheit wird um 6 v. H. erweitert. A 

Das Unternehmen darf Sonderabſchreibungen in 
Höhe von 35 v. H. (allgemeine Bewertungsfreiheit), 
zuzüglich 6 v. H. (erweiterte Bewertungsfreiheit), zu⸗ 
ſammen 41 v. H. des Beſtands an Steuergutſcheinen I, 
alſo (41 v. H. von 40000 RM =) 16 400 RM vor⸗ 
nehmen. 


| Eilldien ſt⸗ Nachrichten | 


öffentliche Zuſchüſſe 

Die Finanzierung der ſtaatspolitiſch wichtigen Produktion. 
insbeſondere der Aufrüſtung, mußte oft durch Beihilfen des 
Auftraggebers unterſtützt werden. Dieſe Beihilfen ſind meiſtens 
als Zuſchüſſe, aber auch in der Form von Darlehen, 
Abſchreibungsgarantien, Preis zuſchlägen uſw. 
erfolgt. Die ſteuerliche Behandlung dieſer Zuſchüſſe uſw. hat der 
Reichsminiſter der Finanzen in einem Erlaß vom 12. Juni 1940, 
RStBl 1940 S. 593, zuſammengefaßt. Es handelt ſich dabei im 
allgemeinen nicht um neue Burteilungsgrundſätze, ſondern nur 
um eine Darſtellung der Richtlinien, die ſchon bisher bei der 
Beurteilung dieſer Tatbeſtände beachtet wurden. Der Erlaß hat 
en folgenden Wortlaut: 


Ich beſtimme auf Grund des $ 17 Abſatz 2 Satz 1 der Reichs⸗ 
abgabenordnung das folgende: 


I. Einkommenſteuer und Körperſchaftſteuer 


(1) Ich habe im Abſchnitt A III der Ergängung der Veran- 
lagungsrichtlinien zur Einkommenſteuer und Körperſchaftſteuer 
für 1934 für die Zwecke der Gewinnermittlung durch Vermögens, 
vergleich angeordnet, daß ſegliche Barzuſchüſſe aus 
öffentlichen Mitteln als durchlaufende Poſten 
zu behandeln find. Anlagen, die mit öffentlichen Zuſchüſſen an⸗ 
geſchafft oder errichtet worden ſind, ſind nur mit den von dem 
Steuerpflichtigen aufgewendeten eigenen Anſchaffungskoſten 
zu bewerten. Dieſe Anordnung gilt, obwohl fie in den ſpä⸗ 
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teren Veranlagungsrichtlinien nicht mehr aufgenommen worden 
iſt, unverändert weiter. ’ 

(2) Werden Zuſchüſſe aus öffentlichen Mitteln nach An⸗ 
ſchaffung oder Herſtellung von Anlagen gewährt, die bereits mit 
den geſamten Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten in den Bü⸗ 
chern des Steuerpflichtigen angeſetzt ſind, ſo ſind dieſe Zuſchüſſe 
nachträglich bon den gebuchten Anſchaffungs⸗ oder Her⸗ 
ſtellungskoſten abzuſetzen. Eine Berichtigung des 
Buchanſatzes wegen der vor Gewährung des Zuſchuſſes 
vorgenommenen Abſetzungen für Abnutzung $ 7 EStG gemäß 
iſt nicht erforderlich. Nach Gewährung des Zuſchuſſes ſind die 
Abſetzungen für Abnutzung nach den eigenen Aufwen⸗ 
dungen des Steuerpflichtigen, alſo nach den um den nach⸗ 
träglichen Zuſchluß gekürzten Geſamtaufwendungen, zu bemeſſen. 
Ebenſo iſt zu verfahren, wenn die Anlagen mit Hilfe eines 
Darlehens angeſchafft oder errichtet worden ſind und der 
nachträglich gewährte öffentliche Zuſchuß auf dieſes Darlehen 
verrechnet oder zur Tilgung des Darlehens verwendet wird. 

(3) Offentliche Zuſchüſſe ſind als ſolche anzuerkennen, wenn 
fie für beſtimmte Zwecke geſondert gezahlt werden Offent⸗ 
liche Zuſchüſſe liegen auch vor, wenn auf Grund einer Abſchrei⸗ 
bungsgarankie Zahlungen aus öffentlichen Mitteln an den 
Steuerpflichtigen geſondert geleiſtet werden. Es kommt auch 
vor, daß Zuſchüſſe in Form von beſonderen Zuſchlägen auf 
den Preis von Waren, die der Steuerpflichtige an die den 
Zuſchuß gewährende Stelle zu liefern hat, gewährt werden. Es 
entſtehen dann Zweifel, ob die Zuſchüſſe nicht als Teil des Waren⸗ 
preiſes zu behandeln ſind. Ich bin damit einverſtanden, daß auch 
in ſolchen Fällen öffentliche Zuſchüſſe angenommen werden, wenn 
der Zuſchuß in der vergangenen Zeit gewährt worden iſt 
und die den Zuſchuß gewährende Stelle ausdrücklich beſchei⸗ 
nigt, daß es ſich bei dem in einer Geſamtſumme anzugebenden 
Betrag um einen verlorenen Zuſchuß handelt, deſſen Verteilung 
auf die Lieferungen von Anfang an ziffernmäßig oder pro- 
zentual genau feſtgelegt war. a 

(4) Wenn öffentliche Zuſchüſſe in der Form gewährt werden, 

daß das Unternehmen in Höhe des Zuſchuſſes Genußſcheine 
an die den Zuſchuß gewährende Skelle ausgeben muß, die zu 
tilgen ſind, wenn die Dividende eine beſtimmte Höhe überſteigt, ſo 
ſind die mit Hilfe des Zuſchuſſes errichteten Anlagen, ſoweit der 
Zuſchuß reicht, nicht zu aktivieren und der Zuſchuß und die 
Verpflichtungen aus den Genußſcheinen nicht zu paſſivie⸗ 
ren. Ausſchüttungen auf die Genußſcheine find nicht 
abzugsfähig. u.) 4 1 

(5) Erfordert die Anlage, für die öffentliche Zuſchüſſe gewährt 
werden, die Errichtung oder Anſchaffung von Anlagegegen- 
ſtänden verſchiedener Art As Gebäude, Maſchinen. 
Werkzeuge), ſo iſt der Zuſchuß für die Steuerbilanzen in der 
gleichen Weiſe zu verteilen, wie das von der öffentlichen 
Stelle (3. B. für Preisprüfungszwecke) beſtimmt worden iſt. 


II. Gewerbeſteuer 


(1) Für die Ermittlung des Gewerbeertrags iſt von 
dem nach den Anweiſungen in Abſchnitt I ermittelten Gewinn 
aus Gewerbebetrieb auszugehen. Wegen der Ermittlung des 
Gewerbekapitals (§ 12 Abſatz 1 GewStcg) Hinweis auf 
Abſchnitt III. Für die Hinzurechnung der Dauerſchulden bei Er⸗ 
mittlung des Gewerbekapitals ſind die Verhältniſſe an dem Stich⸗ 
tag maßgebend, auf den der nach $ 25 der Dritten GewSt d 
($ 21 der Zweiten GewSt) maßgebende Einheitswert des ge- 
werblichen Betriebs feſtgeſtellt worden iſt. Eine Minderung der 
als Dauerſchulden in Betracht kommenden Darlehen wirkt ſich 
gewerbeſteuerlich erſt dann aus, wenn bei anderweiter Feſtſtellung 
des Einheitswerts des gewerblichen Betriebs (Wertfortſchreibung) 
der niedrigere Schuldbetrag berückſichtigt worden iſt. 

(2) Von den Oberkommandos des Heeres, der Luftwaffe 
oder der Kriegsmarine an Unternehmen gewährte Darlehen 
zur Finanzierung von Wohnungsbauten, die auf 
Rechnung Dritter für die Gefolgſchaft des Unternehmens er⸗ 
richtet werden (Siedlungsdarlehen), ſind nicht als 
Dauerſchulden zu behandeln. Dementſprechend ſind auch 
die für ſolche Darlehen gezahlten Zinſen für die Ermittlung 
des Gewerbeertrags dem Gewinn nicht hinzuzurechnen. Voraus⸗ 
ſetzung für dieſe Regelung iſt, daß das Unternehmen durch Vor⸗ 
lage einer Beſcheinigung des Oberkommandos eines der 
drei Wehrmachtsteile nachweiſt, daß es ſich um Siedlungsdarlehen 
im Sinn der vorſtehenden Ausführungen handelt. 


III. Einheitsbewertung, Vermögenſteuer, Grundſteuer 


(1) Bei der Einheitsbewertung des gewerblichen Betriebs 
ſind die Zuſchüſſe als in das Vermögen des Betriebs 
übergegangen anzuſehen. Soweit aus Zuſchußmitteln Grund⸗ 
ſtücke angeſchafft worden ſind, müſſen dieſe mit dem Ein⸗ 
heitswert angeſetzt werden. Andere Wirtſchaftsgüter ſind 
mit dem Teilwert zu bewerten, wobei Beſchränkungen der 
Gewinnmöglichkeiten auf Grund beſonderer Vereinbarungen 


unter Umſtänden im Teilwert dieſer Wirtſchaftsgüter zum Aus⸗ 
druck kommen können. Darlehen ſind unter Berückſichtigung 
der Vorſchriften im § 14 Abſätzen 1 und 3 RBewG vom Rohver⸗ 
mögen abzuziehen. 

2) Die Bewertung der Grundſtücke iſt nach den 
allgemeinen Vorſchriften durchzuführen. Eine Ausnahme iſt 
lediglich bei der Rüſtungsinduſtrie hinſichtlich ſolcher Gebäude 
zu machen, die nur als Bereitſchaftsanlagen errichtet und im 
Feſtſtellungszeitpunkt ungenutzt ſind. Derartige Gebäude ſind 
bei der Berechnung des Einheitswerts für das Grundſtück nur 
mit der Hälfte des nach den maßgebenden Beſtimmungen für 
ſie ermittelten Werts anzuſetzen. In den Fällen, in denen die 
Bewertung nach dem Runderlaß vom 23. Februar 1935 8 32831 A 
— 330 III (RStBl 1935 S. 350) vor ſich geht, find alſo z. B. 
die in Betracht kommenden Gebäude bei der Ermittlung des 
Ausgangswerts nur mit der Hälfte des Gebäuderealwerts zu 
berückſichtigen. Der Bodenwert iſt ſtets in voller Höhe anzuſetzen. 

(3) Eine Befreiung bon der Grundfteuer kommt nur in den 
Fällen des § 4 GrStG und der dazu ergangenen Durchführungs⸗ 
beſtimmungen in Betracht. 

IV. Umſatzſteuer 

(1) Es iſt im Geſchäftsverkehr allgemein nicht üblich, daß Zu⸗ 
wendungen unentgeltlich gemacht werden. Zuſchüſſe, die einem 
Unternehmer gewährt werden, werden daher in der Regel 
Entgelt für Lieferungen oder ſonſtige Leiſtun⸗ 
gen ſein. Nur im Fall der unentgeltlichen Zuwendung 
fehlt es an einem Leiſtungsaustauſch. In dieſem Falle wäre der 
Unternehmer mit dem Zuſchuß nicht umſatzſteuerpflichtig. Bildet 
aber der Zuſchuß das Entgelt für Lieferungen oder ſonſtige 
Leiſtungen, fo beſteht grundſätzlich Um ſatzſteuer⸗ 
pflicht. Es kann ſich in dieſem Fall um ein Entgelt für Liefe⸗ 
rungen oder ſonſtige Leiſtungen an den Zuſchußgeber oder an 
einen Dritten handeln. 

(2) Erhält ein Unternehmer Zuſchüſſe zur Erſtel⸗ 
lung und Einrichtung von Anlagen, ſo iſt insbe⸗ 
ſondere dann in der Erſtellung und Einrichtung 
der Anlagen eine Leiſtung an den Zuſchußgeber zu erblicken. 
wenn die Anlagen auf Veranlaſſung und im Inter⸗ 
eſſe des Zuſchußgebers erſtellt und eingerichtet werden. 
Der Zuſchuß wird in dieſem Fall für ein beſtimmtes Verhalten 
des Unternehmers gegenüber dem Zuſchußgeber gewährt. 

(3) Wird ein Zuſchuß erſt nach der Errichtung der Anlagen 
zugeſagt, ſo wird ein Leiſtungsaustauſch nur dann nicht an⸗ 
zunehmen ſein, wenn der Zuſchuß wirtſchaftlich auch nicht als 
Entgelt für die Lieferung von in den bezuſchußten Anlagen 
erzeugten Gegenſtänden angeſehen werden kann. Das gleiche 
gilt, wenn ein nachträglich bewilligter Zuſchuß auf ein 
bereits gegebenes Darlehen verrechnet oder zur 
Tilgung eines ſolchen Darlehens verwendet wird. 

(4) Werden Zuſchüſſe in der Form von beſonderen Zur 
ſchlägen gewährt, die in den Preis der Ware einge⸗ 
rechnet ſind, die der Unternehmer an die den Zuſchuß ge⸗ 
währende Stelle zu liefern hat, ſo iſt der Unternehmer mit 
dieſen Zuſchüſſen umſatzſteuerpflichtig. Dieſe Zuſchüſſe werden 
als Zuſchläge zu dem Preis für die einzelnen Lieferungen ge⸗ 
geben. Sie bilden damit einen Teil des Entgelts für 
dieſe Lieferungen. 

(5) Wenn öffentliche Zuſchüſſe in der Form gewährt werden, 
daß der Unternehmer in Höhe des Zuſchuſſes Genuß ſcheine 
an die den Zuſchuß gewährende Stelle ausgibt, die zu tilgen ſind, 
wenn die Dividende eine beſtimmte Höhe überſteigt, ſo iſt der 
Unternehmer mit dem Zuſchuß umſatzſteuerpflichtig, ſofern der 
Zuſchuß als Entgelt für eine Leiſtung des Zuſchußempfängers 
anzuſehen iſt. 

(6) Bei mee GE 1 verſteuerter Zuſchüſſe 
kann der Unternehmer die Tilgungsbeträge, die er an den Zuſchuß⸗ 
geber abführt, $ 12 UStG gemäß von feinen Entgelten in dem 
Voranmeldungszeitraum wieder abſetzen, in dem er die Beträge 
abgeführt hat. M. 


Übergang zur Buchführung in den ſudetendeutſchen Ge- 
bieten 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat in einem Runderlaß 
vom 12. April 1940, RStl 1940 S. 438, beſtimmt, daß eine Ge⸗ 
winnberichtigung im Jahr des Übergangs von der Gewinner⸗ 
mittlung durch Vergleich der Betriebseinnahmen und der Be⸗ 
triebsausgaben zur Gewinnermittlung auf Grund einer Buch⸗ 
führung in der Oſtmark unterbleiben ſoll. Hinweis auf die 
Eildienſtnachricht in Nr 18 der DEP. Der Reichsminiſter der 
Finanzen hat nunmehr in einem Erlaß vom 3. Juli 1940, RStBl 
1940 S. 641, das gleiche auch für die Steuerpflichtigen in den 
ſudetendeutſchen Gebieten beſtimmt, wenn der Über⸗ 
gang zur Gewinnermittlung auf Grund von Buchführung und 
Beſtandsvergleich in den Kalenderjahren 1989 oder 
1940 erfolgt iſt. Meu. 


